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— Drucksache IV/897 — 


A. Bericht des Abgeordneten Hübner 


L Allgemeines 

1. Der Entwurf eines Selbstschutzgesetzes wurde 
am 14. Januar 1963 von der Bundesregierung 
beim Deutschen Bundestag eingebracht, nachdem 
der Bundesrat sich in seiner 251. Sitzung am 
29. 30. November 1962 mit diesem Gesetzentwurf 
befaßt und dabei zu 38 Punkten Stellung genom- 
men hatte. Der Bundestag hat den Entwurf bei 
der ersten Beratung in seiner 56. Sitzung vom 
24. Januar 1963 an den Ausschuß für Inneres 
überwiesen; außerdem wurden der Rechtsaus- 
schuß, der Ausschuß für Kommunalpolitik und 
Sozialhilfe sowie der Haushaltsausschuß — dieser 
auch nach § 96 der Geschäftsordnung — mitbe- 
teiligt. 

Der Ausschuß für Kommunalpolitik und Sozial- 
hilfe hat den Entwurf im Laufe des Jahres 1963 
in fünf Sitzungen beraten und dem federführen- 
den Ausschuß für Inneres mit Schreiben vom 
18. Oktober 1963 zu zwölf Vorschriften Empfeh- 
lungen übermittelt. Der Ausschuß für Inneres be- 
gann am 16. Januar 1964 mit der Beratung des 
Gesetzentwurfs; er hat die Vorlage in elf Sitzun- 
gen eingehend beraten und am 16. Dezember 
1964 die zweite Lesung beendet. Im Laufe dieser 
Beratungen wurde der Finanzausschuß um eine 
gutachtliche Stellungnahme zur Frage steuer- 
licher Vergünstigungen für die auf Grund des 
Gesetzes bei der Bevölkerung entstehenden Be- 
schaffungskosten gebeten. Diese Stellungnahme 
hat der Finanzausschuß in seinen Sitzungen am 
28. Januar und 18. März 1965 beraten. 


Der Rechtsausschuß und der Flaushaltsausschuß 
haben am 1 1 . März 1965 ihre Mitberatungen durch- 
geführt. Im Ausschuß für Inneres sind die Stel- 
lungnahmen dieser Ausschüsse und auch die 
gutachtliche Äußerung des Finanzausschusses am 
24. /25. März 1965 erörtert worden; außerdem hat 
sich der Ausschuß mit der Auffassung des Finanz- 
ausschusses nochmals am 8. April 1965 be- 
schäftigt. 

In der Schlußabstimmung wurde der Gesetz- 
entwurf in der aus der anliegenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Fassung einstimmig ge- 
billigt. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach 
§ 96 der Geschäftsordnung dem Bundestag ge- 
sondert vorlegen. 

2. Der federführende Ausschuß für Inneres und die 
mitbeteiligfen Ausschüsse haben die Konzeption 
der Regierungsvorlage für den Selbstschutz der 
Zivilbevölkerung grundsätzlich gebilligt und sie 
der Beratung zugrunde gelegt. Dies gilt vor allem 
für die im Mittelpunkt des Entwurfs stehende 
Selbstschutzpflicht, die eine Reihe von Ver- 
haltens- und Vorbereitungspflichten umfaßt. Bei 
der Ausgestaltung dieser Pflichten im einzelnen 
sind neben Klarstellungen und redaktionellen 
Verbesserungen auch völlig neue Gesichtspunkte 
berücksichtigt und in verschiedenen Vorschriften 
zusätzliche Sicherungen für den selbstschutz- 
pflichtigen Bürger und den selbstschutzpflichtigen 
Betrieb eingefügt worden. Der Ausschuß für 
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Inneres hat sich unter Berücksichtigung der Stel- 
lungnahmen des Haushaltsausschusses und des 
Finanzausschusses sehr eingehend mit den finan- 
ziellen Auswirkungen befaßt, und zwar sowohl 
für die beteiligten staatlichen und kommunalen 
Kostenträger als auch für den privaten Bereich. 
Sein besonderes Anliegen war dabei die Ent- 
lastung des Kreises der Sozialhilfeempfänger und 
Minderbemittelten von ßeschaffungs- und sonsti- 
gen Vorbereitungskosten sowie die Ausdehnung 
der steuerlichen Vergünstigungen auf alle Selbst- 
schutzpflichtigen. 

3. Der Ausschuß für Inneres hat in seinen Beratun- 
gen mehrfach zum Ausdruck gebracht, daß der 
im Gesetzentwurf geregelte Selbstschutz der Be- 
völkerung und der Betriebe nur ein Teilgebiet 
des Zivilschutzes sei und deshalb nicht isoliert 
von den anderen Zivilschutzgesetzentwürfen und 
den sonstigen Schutzvorkehrungen staatlicher 
und kommunaler Stellen betrachtet werden 
könne. Zu diesen notwendigen Ergänzungen ge- 
hören u. a. der Bau von Schutzräumen und be- 
hördliche Zivilschutzmaßnahmen. Dieser Gedanke 
ist vom Ausschuß auch ausdrücklich im § 1 des 
Gesetzentwurfs verankert worden, wobei beson- 
deres Gewicht auf das Erfordernis einer behörd- 
lichen Aufklärung gelegt wurde. 

4. Der Ausschuß war sich darüber einig, daß ein 
wirkungsvoller Aufbau des Selbstschutzes in 
starkem Maße von der Mitarbeit der Bevölkerung 
abhängt. Nur dann, wenn die Bevölkerung — 
über die gesetzliche Pflicht hinaus — den Selbst- | 
schütz als eine selbstverständliche, mitverant- 
wortliche Aufgabe der Staatsbürger empfindet 
und den Selbstschutz mit dem Impuls der Frei- 
willigkeit erfüllt, wird es möglich sein, die viel- 
fältigen Aufgaben des Selbstschutzes durchzu- 
führen. 

Der Ausschuß für Inneres ist weiterhin davon 
ausgegangen, daß es der Mitarbeit und der Mit- 
verantwortung der Bevölkerung im Selbstschutz 
entspricht, wenn sie bei der Auswahl derjenigen 
Personen mitwirkt, die besonders wichtige Auf- 
gaben im Selbstschutz zu erfüllen haben. Aus 
diesem Grunde hat der Ausschuß für Inneres als 
ersten Schritt in § 17 festgehalten, daß der Selbst- 
schutzwart grundsätzlich auf Vorschlag der Haus- 
bewohner bestellt werden solle. Darüber hinaus 
hat der Ausschuß dem Bundestag in einer Ent- 
schließung empfohlen, daß der Hauptverwal- 
tungsbeamte der Gemeinde bei der Bestellung 
der Leiter der Selbstschutzbezirke (§ 15) und 
Selbstschutzteilbezirke (§ 16) sowie bei der Auf- 
stellung der Selbstschutzzüge (§ 19) die in den 
Gesetzen über die kommunale Selbstverwaltung 
gegebenen Möglichkeiten einer Mitwirkung der 
Bürgerschaft ausschöpfen soll. 

5. Einige Änderungsvorschläge des Ausschusses für 
Inneres sind von grundsätzlicher Bedeutung und 
wirken sich in vielen Vorschriften des Gesetz- 
entwurfs aus. Hierbei ist zunächst auf die Ände- 
rung der Begriffe „Ziviler Bevölkerungsschutz" 


in „Zivilschlitz" und „ZiviU' Notstandsplanung" 
in „Zivile Verteidigung" hinzuweisen, die dem 
Beschluß des Deutschen Bundestages in seine i 
Sitzung am 24. Juni 1964 entspricht (vgl. Druck- 
sache IV/2372). Die in diesem Beschluß weiterhin 
vorgesehene Änderung der Bezeichnung „Bun- 
desluftschutzverband" in „Bundesverband für den 
Selbstschutz" ist ebenfalls vorgenommen worden. 
Im Zuge dieser Begriffsänderungen ist auch die 
aus dem Ersten Gesetz über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung (ZBG) vom 9. Okto- 
ber 1957 (BGBl. I S. 1696) stammende Bezeichnung 
„örtlicher Luftschutzleiter" und seine Aufgaben- 
stellung im örtlichen Zivilschutz überprüft wor- 
den. Der Ausschuß hat sich dafür ausgespro- 
chen, alle in der Regierungsvorlage dem örtlichen 
Luftschutzleiter zugewiesenen Aufgaben un- 
mittelbar dem Hauptverwaltungsbeamten der 
Gemeinde zuzuordnen. Damit werden einige zur 
Zeit noch vorhandene Unklarheiten, die sich aus 
dem unterschiedlichen Kommunalverfassungs- 
recht der Länder ergeben, zugunsten einer ein- 
deutigen Regelung der Zuständigkeit beseitigt. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zum Ersten Abschnitt „Selbstschiitzpflicht" 

Zu § 1 

Im Hinblick auf den bereits erwähnten Grundge- 
danken, daß der Selbstschutz der Zivilbevölkerung 
nur ein Teil des Zivilschutzes ist und deshalb nicht 
isoliert von den behördlichen Zivilschutzvorberei- 
tungen gesehen werden kann, erschien es dem Aus- 
schuß besonders wichtig, in § 1 Abs. 3 ausdrücklich 
auf diesen Zusammenhang hinzuweisen. Ferner 
sollte mit dieser Ergänzung eine ständige Informa- 
tion der Selbstschutzpflichtigen über Waffenwirkun- 
gen und Schutzmöglichkeiten sichergestelU werden. 

Die übrigen Änderungen des § 1 sind redaktionel- 
ler Art. 

Zu § 2 

Die vom Ausschuß beschlossenen Änderungen 
dienen der Klarstellung. Sie sollen die Pflicht des 
einzelnen zum selbstschutzmäßigen Verhalten stär- 
ker zum Ausdruck bringen. 

Zu § 3 

Die vom Ausschuß vorgenommene Umstellung 
soll einmal die Anwendungsbereiche der einzelnen 
Pflichten klar unterscheiden und zum anderen den 
Begriff der Nachbarschaftshilfe verdeutlichen. 

Zu § 5 

Der Ausschuß hat bei der Beratung des § 5 den 
Vorschlag des Bundesrates übernommen und die 
Mußvorschrift in eine Sollvorschrift geändert. Ange- 
sichts des beschränkten Umfangs von Schutzmöglich- 
keiten in der Aufbauzeit des Zivilschutzes wurde es 
als unrealistisch und auch aus psychologischen Grün- 
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den als unzweckmäßig angesehen, im Zeitpunkt der 
Gefahr das Aufsuchen von Schutzräumen, Kellern 
oder sonst geschützten Räumen zwingend vorzu- 
schreiben. Soweit ein Freimachen der Straßen im 
Einzelfall zur Gewährleistung der Sicherheit und 
Ordnung erforderlich sein sollte, dürfte das Polizei- 
recht der Länder hierfür eine ausreichende Grund- 
lage bieten. 

Im Hinblick auf die grundsätzliche Änderung der 
Vorschrift war die im Absatz 2 vorgesehene Aus- 
nahmeregelung entbehrlich. 

Zu § 7 

Mit der Änderung der Bezeichnung „Haushalts- 
bevorratung" in „Notvorrat" bzw. „Notbevorratung" 
soll klargestellt werden, daß es sich bei der im Rah- 
men des Selbstschutzes angestrebten Bevorratung 
nur um Uberlebensrationen mit einem Mindest- 
umfang an Lebensmitteln und Trinkwasser handeln 
kann. Der Ausschuß hat sich in seinen Beratungen 
u. a. über die Entwicklung einer Notration und über 
das Ergebnis einer umfassenden Erprobung berichten 
lassen. Hiernach kann davon, ausgegangen werden, 
daß ein für 14 Tage ausreichender Notvorrat mit 
einer Haltbarkeitsdauer von etwa 5 Jahren rund 
20 DM kosten würde. Diese Kostenbelastung der 
Bevölkerung und der Betriebe erschien dem Aus- 
schuß unter Berücksichtigung der bereits vorstehend 
erwähnten Sonderregelung für Sozialhilfeempfän- 
ger und Minderbemittelte zumutbar. 

Zu § 8 

Der Ausschuß hat die Pflicht der Hauseigentümer 
zur Beschaffung der für jedes Gebäude vorgesehe- 
nen Geräteausstattung zur Brandbekämpfung und 
Selbstbefrciung gebilligt, wobei angenommen wer- 
den kann, daß dieses oder jenes Gerät ohnehin 
schon vorhanden ist. Darüber hinaus hat es der Aus- 
schuß für notwendig angesehen, die Beschaffungs- 
pflicht auch auf Batterieempfänger für Rundfunk- 
durchsagen auszudehnen, damit die Bevölkerung bei 
einem Ausfall der Stromversorgung auf diesem 
Wege noch jederzeit angesprochen und vor allem 
bei Gefahrenssituationen gewarnt werden kann. 
Nach der Regierungsvorlage sollten die Geräte zur 
Brandbekämpfung und zur Selbstbefreiung im ein- 
zelnen erst in einer Rechtsverordnung festgelegt 
werden. Da aber nicht mit Sicherheit gesagt werden 
kann, ob die notwendige Konkretisierung dafür ge- 
geben ist, soll nunmehr im Gesetz selbst eine ab- 
schließende Regelung getroffen werden. Der Aus- 
schuß hat hierfür den Weg einer Anlage zum Gesetz 
gewählt und in § 8 Abs. 1 einen entsprechenden 
Hinweis aufgenommen. 

Im Unterschied zur Regierungsvorlage vertrat 
der Ausschuß die Auffassung, diese Vorbereitungs- 
pflicht ausschließlich dem Gebäudeeigentümer auf- 
ziierlegen. Der im Regierungsentwurf für vermie- 
tete Gebäude und Gebäudeteile vorgesehene Über- 
gang dieser Pflicht auf den Mieter dürfte in der 
Praxis zumindest bei Häusern mit verschiedenen 
Mietparteien auf erhebliche Schwierigkeiten stoßen. 


Zu § 9 a 

In den §§ 6 bis 9 sind eine Reihe von Beschaffungs- 
und Vorbereitungspflichten vorgesehen, deren Aus- 
wirkungen für die Bevölkerung sich zum großen 
Teil erst aus späteren Rechtsverordnungen ergeben 
werden. Der Ausschuß für Inneres hat dieser Rege- 
lung zugestimmt, da eine gesetzliche Festlegung 
aller zu beschaffenden Ausrüstungsgegenstände we- 
gen der laufenden Entwicklungen auf diesem Ge- 
biet als unzweckmäßig anzusehen ist. Um jedoch 
einen klaren Überblick über die Pläne der Bundes- 
regierung und über die zu erwartende Kostenbe- 
lastung zu erhalten, ließ sich der Ausschuß am 
23. April 1964 in einer öffentlichen Sitzung diejeni- 
gen Ausrüstungsgegenstände vorführen, die nach 
den §§ 6 bis 8 des Gesetzentwurfs von der Bevölke- 
rung zu beschaffen wären. Er ist dann bei der Be- 
schlußfassung über diese Vorschriften von einem 
entsprechenden Inhalt der künftigen Rechtsverord- 
nungen ausgegangen. Mit diesen Verordnungen 
wird die Bevölkerung zur Beschaffung einer Reihe 
von Gegenständen verpflichtet, deren Kosten der 
beschaffungspflichtige Bürger grundsätzlich zu tra- 
gen hat. Unter Berücksichtigung des Verdunkelungs- 
materials (§ 9) und des Batterieempfängers (§ 8) ist 
dabei mit einer durchschnittlichen Kostenbelastung 
von 79 DM pro Kopf der Bevölkerung zu rechnen. 
Diese Belastung, die im Einzelfall selbstverständ- 
lich noch höher liegen kann, sollte jedoch als zu- 
mutbar angesehen werden, weil gleichzeitig eine 
weitgehende Sonderregelung für Sozialhilfeempfän- 
ger und für Minderbemittelte getroffen (vgl. § 53 
Abs. 3), eine steuerliche Vergünstigung vorgesehen 
(vgl. § 53 a) und ferner sichergestellt wird, daß die 
einzelnen Verordnungen in einem Zeitraum wirk- 
sam werden, der eine Verteilung der Belastung auf 
mindestens vier Jahre zuläßt. Der letztgenannte 
Grundsatz soll in dem neugeschaffenen § 9 a veran- 
kert werden. 

Zu § 10 

Der Ausschuß ging bei der Billigung dieser Vor- 
schrift davon aus, daß sich die hier geregelte Ver- 
pflichtung auf Vorkehrungen beschränkt, die im 
Notfälle eine schnelle Entrümpelung von Dach-, 
Boden- und Lagerräumen ermöglichen. Nur in den 
Fällen, in denen eine solche Sofortmaßnahme nicht 
durchführbar erscheint, wäre bereits in Friedenszei- 
ten eine Teilentrümpelung notwendig. 

Zu § 11 

Die Änderung ist redaktioneller Natur. 

Zu § 12 

Bei dieser Vorschrift hielt der Ausschuß eine 
Streichung des Absatzes 3 der Regierungsvorlage 
für notwendig, um die hoheitlichen Eingriffsmöglich- 
keiten im Frieden auf ein Mindestmaß zu beschrän- 
ken. Demgegenüber wurden das für den Verteidi- 
gungsfall vorgesehene weitgehende Anordnungs- 
recht des Hauptverwaltungsbeamten der Gemeinde 
übernommen, allerdings mit einigen Ergänzungen 
in den ersten beiden Absätzen, die einen denkbaren 
Mißbrauch verhindern sollen. 
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Zu § 13 

Der Ausschuß hat bei der Beratung des § 13 ge- 
prüft, welche Verpflichtungen, die sich für den Ver- 
teidigungsfall auf Grund anderer Gesetze ergeben, 
den Verpflichtungen aus dem Selbstschutzgesetz 
Vorgehen, soweit sie mit ihnen nicht vereinbar sind. 
Er ist der Auffassung, daß hierbei vor allem Ver- 
pflichtungen aus folgenden Gesetzen ln Betracht 
kommen: 

— aus dem Wehrpflichtgesetz und dem Soldaten- 
gesetz 

— aus dem Gesetz über den zivilen Ersatzdienst 

— aus den Bundes- und Landesbeamten- und Poli- 
zeibeamtengesetzen einschließlich des badisch- 
v/ürttembergischen Gesetzes über den freiwilli- 
gen Polizeidienst 

— • aus dem Ersten Gesetz über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung. 

Außerdem enthalten die dem Parlament vorlie- 
genden Gesetzentwürfe weitere ggf. vorrangige 
Verpflichtungen (so die Entwürfe des Zivildienst- 
gesetzes, des Aufenthaltsregelungsgesetzes, des Ge- 
setzes über das Zivilschutzkorps und den Zivil- 
schutzdienst und der Sicherstellungsgesetze). 

Zum Zweiten Abschnitt „Selbstschutz in Wohn- 
stätten“ 

Zu § 14 

Der vom Ausschuß angefügte Satz 2 war in der 
Regierungsvorlage in § 52 Abs. 1 Satz 3 enthalten. 
Entsprechend der Empfehlung des Bundesrates er- 
schien es zweckmäßig, diese bedeutsame Vorschrift 
über die Leitung des Selbstschutzes in Wohnstätten 
an den Anfang des 2. Abschnittes zu stellen und 
damit den Gesetzestext übersichtlicher zu gestalten. 

Zu den §§ 15 und 16 

Der Ausschuß hat die in der Regierungsvorlage 
vorgesehene Gliederung des Selbstschutzes in 
Wohnstätten, die sich bereits in den letzten Auf- 
baujahren bewährt hat, grundsätzlich gebilligt. Durch 
die Änderung des Wortes „Wohngebiet“ in „Wohn- 
bereich“ sollen Verwechslungen mit dem baurecht- 
lichen Begriff „Wohngebiet“ vermieden werden. Die 
für das Hilfspersonal (insbesondere Melder) vorge- 
schlagene Bezeichnung „Gehilfe" wurde nicht über- 
nommen; der Ausschuß hielt es schon aus psycholo- 
gischen Gründen für richtiger, in allen diesen Fällen 
von „Selbstschutzhelfern“ zu sprechen. 

Zu § 16 

Bei voller Würdigung der seit mehreren Jahren 
eingeführten Selbstschutzgliederung konnte der 
Ausschuß die Bezeichnung „Selbstschutzblock“ nicht 
akzeptieren. Er sprach sich übereinstimmend dafür 
aus, in diesem Bereich die neue Bezeichnung „Selbst- 
schutzteilbezirk“ einzuführen. 

Zu § 17 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene Aus- 
wahl des Selbstschutzwartes durch den Hauptver- 


waltungsbeamten allein hat der Ausschuß nicht 
übernommen. Der Selbstschutzwart ist der Beauf- 
tragte für den Selbstschutz im Hause. Er kann seine 
Aufgabe nur dann wirkungsvoll erfüllen, wenn er 
das Vertrauen der Hausgemeinschaft besitzt. Aus 
diesem Grunde hat der Ausschuß eine Ergänzung 
des Absatzes 1 beschlossen, wonach der Selbst- 
schutzwart auf Vorschlag der Hausbewohner zu be- 
stellen ist. Allerdings soll der Hauptverwaltungs- 
beamte in allen Fällen das uneingeschränkte Recht 
der Bestellung haben, wenn kein oder kein ge- 
eigneter Vorschlag abgegeben wird. Der Vorschlag 
des Bundesrates, in einem besonderen Absatz 2 a 
das Prinzip der Pflichtabwägung zum Ausdruck zu 
bringen, ist im Hinblick auf die bereits in § 3 Abs. 2 
der Neufassung erfolgte allgemeine Regelung dieser 
Frage nicht übernommen worden. 

Zu § 18 

Der Ausschuß ist bei dieser Ausrüstungsvorschrift 
davon ausgegangen, daß für den Leiter des Selbst- 
schutzbezirks in der Regel 3 Selbstschutzhelfer und 
für den Leiter des Selbstschutzteilbezirks 2 Selbst- 
schutzhelfer vorgesehen sind. Im Hinblick auf die 
Regelung des § 14 ist die Gemeinde für die Durch- 
führung dieser Aufgabe zuständig, ohne daß es hier 
eines besonderen Hinweises bedarf. 

Zu § 19 

Der Ausschuß hält den Selbstschutz für ein wich- 
tiges und notwendiges Bindeglied zwischen dem 
Selbstschutz in Wohnstätten und den behördlichen 
Hilfskräften (insbesondere dem Luftschutzhilfs- 
dienst). Unter diesem Gesichtspunkt hat er die Re- 
gierungsvorlage gebilligt. Im übrigen wurde der 
Empfehlung des Rechtsausschusses Rechnung ge- 
tragen und die Durchführung der Beschaffung der 
Ausrüstung der Selbstschutzzüge in bundeseigener 
Verwaltung unmittelbar im Gesetz geregelt (Ab- 
satz 2 a). 

Zu den §§ 20 und 20 a 

Die Ergänzung des Absatzes 2 dient der Klar- 
stellung. 

Die im Absatz 3 der Regierungsvorlage vorgese- 
hene Ermächtigung zum Erlaß allgemeiner Verwal- 
tungsvorschriften über die Verfügbarkeit von 
Selbstschutzpflichtigen zur Erfüllung besonderer 
Aufgaben im gemeinschaftlichen Selbstschutz er- 
schien dem Ausschuß zu unbestimmt. Dabei war der 
Ausschuß durchaus der Ansicht, daß bei der Viel- 
zahl der für diese Aufgaben heranzuziehenden 
Selbstschutzpflichtigen ein elastisches Verfahren 
notwendig ist; dennoch hielt er für bestimmte Per- 
sonenkreise eine klare Regelung der Befreiungs- 
gründe im Gesetz selbst für unabdingbar. Aus die- 
sem Grunde ist der Absatz 3 in § 20 gestrichen und 
durch einen neuen § 20 a (Befreiung) ersetzt wor- 
den. Unbeschadet der Festlegung von Befreiungs- 
gründen in den beiden ersten Absätzen des § 20 a 
enthält Absatz 3 noch eine Ermächtigung zum Er- 
laß von Verordnungen, in denen weitere Personen- 


4 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3388 


gruppen befreit werden können. Hierdurch soll eine 
sinnvolle Handhabung für alle anderen Fälle er- 
möglicht werden. 


Zum Dritten Abschnitt „Selbstschutz in Betrieben" 
Zu § 21 

Die Grundsatzvorschrift für den Selb.stschutz in 
Betrieben hat in den Ausschußberatungen erhebliche 
Änderungen erfahren. Der Regierungsentwurf sah 
vor, daß alle Arbeitsstätten einschließlich der Ein- 
richtungen, die der Erfüllung öffentlicher Zwecke 
dienen, mit mindestens 10 Beschäftigten die Maß- 
nahmen des Betriebsselbstschutzes durchzuführen 
haben. Der Ausschuß für Inneres hat die Mindest- 
zahl der Betriebsangehörigen unter Berücksichti- 
gung der Voraussetzungen für Aufstellung und Ein- 
satz des Betriebsselbstschutzes auf 15 erhöht und 
damit den Kreis der betroffenen Betriebe erheblich 
verringert. Er hat weiterhin in Übereinstimmung 
mit den Vorschlägen des Bundesrates die Einschal- 
tung des Betriebs- bzw. Personalrats beim Aufbau 
des Betriebsselbstschutzes für notwendig erachtet, 
und zwar sowohl bei der Beauftragung eines Be- 
triebsselbstschutzleiters (§ 21 Abs. 2) als auch bei 
der Durchführung von Selbstschutzmaßnahmen (§ 22 
Abs. 4). Hiermit wird zum Ausdruck gebracht, daß 
diese Aufgaben mit ihren weitreichenden personel- 
len und organisatorischen Auswirkungen nur in 
einem besonderen Vertrauensverhältnis mit den 
Betriebsangehörigen wirkungsvoll erfüllt werden 
können. 

Im übrigen hat der Ausschuß für Inneres die in 
der Regierungsvorlage vorgesehene Verantwortlich- 
keit der Betriebe für alle Maßnahmen des Betriebs- 
selbstschutzes bejaht. Auch nach der vom Ausschuß 
beschlossenen Fassung dieser Vorschrift ist die Teil- 
nahme am Betriebsselbstschutz für die Betriebsange- 
hörigen Pflicht aus dem Dienst- oder Arbeitsver- 
hältnis. 

Die hier nicht besonders erwähnten weiteren Än- 
derungen dieser Vorschrift dienen der Klarstellung. 

Zu § 22 

Der neue Absatz 4 regelt die Beteiligung des Be- 
triebs- bzw. Personalrats bei der Durchführung von 
Selbstschutzmaßnahmen, die bereits bei § 21 er- 
wähnt worden ist. In diesem Zusammenhang ist 
allerdings vorgesehen, daß der Leiter des Betriebs- 
selbstschutzes bei allen Maßnahmen die der Natur 
der Sache nach keinen Aufschub dulden, bis zur 
endgültigen Entscheidung bereits vorläufige Re- 
gelungen ohne Beteiligung des Betriebs- bzw. Per- 
sonalrats treffen kann. Mit dieser Ergänzung wird 
auch dem Vorschlag des Bundesrates zu § 22 a Rech- 
nung getragen. 

Zu § 23 

Die Streichung des Satzes 2 in Absatz 1 der Re- 
gierungsvorlage dient der Klarstellung, da die all- 
gemeinen Vorschriften des Ersten Abschnitts auch 
ohne besondere Erwähnung für den Betriebsselbst- 


! schütz gelten. Mit der Änderung der Bezeichnung 
■ „Arznei- und Verbandmittel'' in „Sanitätsmittel" in 
i Absatz 1 Nr. 2 soll ermöglicht werden, auch die 
I Beschaffung sonstiger Hilfsmittel für eine erste 
ärztliche Versorgung oder für eine Erste-Hilfe-Lei- 
I stung (z. B. Krankentragen) vorzuschreiben. Wie 
[ bei der Beschaffung von Ausrüstungsgegenständen 
für den Selbstschutz in Wohnstätten (vgl. § 9 a) ist 
j der Ausschuß für Inneres auch bei dieser Vorschrift 
! davon ausgegangcn, daß die Rechtsverordnungen 
eine Streckung der Beschaffungspflicht auf mehrere 
Jahre vorsehen. 

Zu § 23 a 

Aus der Fassung der Regierungsvorlage geht nicht 
i eindeutig hervor, wer bei einer Trennung der Trä- 
I gerschaft für den Personal- und Sachbedarf (z. B. bei 
Schulen) als Inhaber des Betriebes anzusehen ist. 

I Nach der vom Ausschuß beschlossenen Fassung 
i kann dies durch Rechtsverordnung der Landesregie- 
I rungen geschehen. Eine solche Regelung ist auch 
I vom Bundesrat gewünscht worden. 

I 

I Zu § 24 

: Im Bereich des Betriebsselbstschutzes geht die 

I Regierungsvorlage davon aus, daß in allen Betrie- 
' ben, in denen wegen ihrer Größe, Aufgabe oder 
: Eigenart verstärkte Selbstschutzraaßnahmen erfor- 
derlich sind, besondere Einheiten für Brandbekämp- 
I fung, Rettung und Erste Hilfe aufzustellen sind 
j (Werkselbstschutz). Vom Ausschuß für Inneres wird 
die Auffassung vertreten, daß auch die Lage eines 
i Betriebes besondere Vorbereitung erfordern könne. 

Außer dieser Ergänzung ist festgelegt worden, daß 
: bei der Auswahl dieser Betriebe durch den Haupt- 
, verwalLungsbeamten der Gemeinde sachverständige 
Stellen der gewerblichen Wirtschaft anzuhören sind, 
i wenn es sich um gewerbliche Betriebe handelt (An- 
lehnung an § 3 Abs. 3 des Bundesleistungsgesetzes), 
i Eine solche Anhörung erschien auch deshalb not- 
! wendig, da die im Rahmen dieser Vorschrift zu be- 
I stimmenden Betriebe mit erhöhten Kosten für die 
i Aufstellung der Einheiten belastet werden. In die- 
j sem Zusammenhang erklärte der Vertreter der Bun- 
desregierung, daß nur solche Betriebe wegen ihrer 
„Größe" zu diesen Maßnahmen verpflichtet sein 
sollen, die eine Belegschaft von mindestens 300 Per- 
sonen haben. Für Krankenhäuser, die wegen ihrer 
„Aufgabe" unter § 24 fallen, soll das Vorhanden- 
^ sein von mehr als 100 Bediensteten als Vorausset- 
zung gelten. 

i Zu § 24 a 

j Der Ausschuß für Inneres hielt die für Bevölke- 
I rung und Betriebe allgemein getroffene Regelung 
: der Nachbarschaftshilfe beim Vorliegen besonderer 
: Betriebsgefahren nicht für ausreichend. Er hat für 
i diesen Bereich eine weitergehende fachliche Nach- 
, barschaftshilfe vorgesehen. 

! Zu § 26 

Die Änderungen sind redaktioneller Art. 
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Zu § 27 

Die Änderungen sind redaktioneller Natur und 
beruhen weitgehend auf Änderungen anderer Vor- 
schriften des Gesetzentwurfs (z. B. der Änderung 
des § 5 von einer Mußvorschrift in eine Sollvor- 
schrift). 

Zu den §§ 27 und 28 

In beiden Vorschriften sind bei den Ermächtigun- 
gen im letzten Äbsatz die „allgemeinen Anordnun- 
gen'' in „allgemeine Verwaltungsvorschriften" ge- 
ändert wo-rden, da es sich rechtlich um allgemeine 
Verwaltungsvorschriften im Sinne des Artikels 86 
GG handelt. Dies sollte auch deswegen klargestellt 
werden, weil der Begriff „allgemeine Anordnun- 
gen" in § 12 Abs. 1 des Gesetzentwurfs im Sinne 
von „Ällgemeinverfügungen" gebraucht wird. 

Zu § 29 

Die Änderungen dienen im wesentlichen der 
Klarstellung, sie sind zum Teil auch durch Ände- 
rungen anderer Vorschriften des Gesetzentwurfs 
bedingt. Im Hinblick auf die bevorstehende Verab- 
schiedung des Entwurfs eines Gesetzes über das 
Zivilschutzkorps erschien es angezeigt, für den 
Selbstschutz in diesem Verwaltungsbereich eine 
Sonderregelung entsprechend der Bundeswehr zu 
treffen. 

Bei der Ergänzung des Absatzes 2 wird berück- 
sichtigt, daß auch die Aufgaben des Strafvollzugs 
im Verteidigungsfall von überörtlicher Bedeutung 
sind und der Erfüllung vordringlicher staatlicher 
Zwecke dienen. Außerdem verbieten es die Siche- 
rung des Zweckes der Freiheitsentziehung und die 
Aufrechterhaltung der Ordnung in den Vollzugsan- 
stalten, dem Hauptverwaltungsbeamten der Ge- 
meinde besondere Befugnisse einzuräumen. 

Zu § 30 

Der in dieser Vorschrift verankerte Vorrang des 
Selbstschutzes in Wohnstätten ist vom Ausschuß 
für Inneres bejaht worden; allerdings wurde es für 
erforderlich angesehen, den tatsächlichen Gegeben- 
heiten durch die Einschiebung der Worte „soweit 
dies nach Lage der Dinge möglich ist" bereits im 
Gesetzentwurf stärker Rechnung zu tragen. Die Än- 
derung der Bezeichnung „zivile Notstandsplanung" 
in „Zivilverteidigungsplanung" beruht auf dem be- 
reits oben zitierten Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 24. Juni 1964. 


Zu § 32 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Dauer der Ausbildung hat der Ausschuß als unab- 
dingbare Mindestzeit akzeptiert. Er hielt hierbei je- 
doch eine ausdrückliche Ergänzung für erforderlich, 
wonach eine bereits vorhandene Ausbildung (z. B. 
bei der Freiwilligen Feuerwehr, beim Deutschen 
Roten Kreuz usw.) angemessen zu berücksichtigen 
ist. Die Notwendigkeit der in Absatz 3 vorgesehenen 
Wiederholungsübungen ist eingehend geprüft und 
im Hinblick auf die ständige Weiterentwicklung der 
Angriffswaffen und der Schutzmöglichkeiten bejaht 
worden, allerdings mit der Einschränkung, daß ent- 
sprechende Lehrgänge erst nach Ablauf von jeweils 
3 Jahren seit der letzten Ausbildungsveranstaltung 
angeordnet werden können. 

Bei der Erörterung des Absatzes 4 hat sich der 
Ausschuß für Inneres besonders eingehend mit dem 
Einwand des Deutschen Industrie- und Handels- 
tages befaßt, daß sich die Ausbildung im Betriebs- 
selbstschutz während der Arbeitszeit auf das wirt- 
schaftliche Geschehen erschwerend auswirke und 
die tatsächliche Arbeitszeit noch weiter verkürze. 
Der Ausschuß ist der Auffassung, daß der einzelne 
bereits durch die Grundausbildung für den Selbst- 
schutz in Wohnstätten belastet und eine Verlänge- 
rung dieser Ausbildung in seiner Freizeit nicht zu- 
mutbar sei. Außerdem ist diese zusätzliche Ausbil- 
dung für den Betriebsselbstschutz, die zudem u. a. 
auch für eine Unfallverhütung im Frieden große Be- 
deutung hat, eine Fürsorgemaßnahme für die Be- 
legschaft, die im besonderen Interesse des Betriebes 
liegt. 

Zu § 33 

Die vom Ausschuß beschlossene Ergänzung des 
Absatzes 1 sieht vor, daß Verfügungen, durch die 
Selbstschutzpflichtige zur Teilnahme an Ausbil- 
dungsveranstaltungen aufgefordert werden, dem 
Betroffenen mindestens 2 Wochen vor Beginn der 
Ausbildung zugehen müssen. Damit soll den Selbst- 
schutzpflichtigen u. a. ermöglicht werden, ihren Ar- 
beitgeber rechtzeitig zu unterrichten (vgl. § 36 

Abs. 1). Der Vertreter der Bundesregierung gab 
hierzu die Erklärung ab, daß allen Anordnungen 
zur Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen eine 
Zweitausfertigung mit dem Aufdruck „Durchschrift 
für den Arbeitgeber" beigegeben werden soll, um 
den Arbeitnehmern die nach § 36 Abs. 1 erforder- 
liche Unterrichtung des Arbeitgebers möglichst zu 
erleichtern. 


Zum Vierten Abschnitt „Ausbildung" | 

Zu § 31 ! 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene Be- 
schränkung der Pflicht zu Teilnahme an Ausbil- 
dungsveranstaltungen auf Sclbstschutzpflichtige im 
Alter von 16 bis 65 Jahren ist vom Ausschuß über- 
nommen worden. Er hat sich aber dafür ausgespro- i 
eben, nicht nur älteren Personen, sondern auch | 
Jugendlichen unter 16 Jahren eine freiwillige Teil- i 

nähme zu ermöglichen. | 


Zu § 34 

Der Ausschuß hat bei allen Vorschriften des Vier- 
ten Abschnittes darauf geachtet, daß die Ausbil- 
dungsveranstaltungen für den Selbstschutz in 
Wohnstätten, soweit möglich, außerhalb der regel- 
mäßigen Arbeitszeit stattfinden, um die Nach- 
teile für die Betriebe in engen Grenzen zu halten. 
Eine entsprechende Grundsatzregelung ist in § 32 
Abs. 4 für die Grundausbildung aller Selbstschutz- 
pflichtigen getroffen worden. Da der Ausschuß die- 
sen Grundsatz auch auf Selbstschutzübungen aus- 
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dehnen möchte, hat (u* ('ine Ergänzung des § 34 vor- 
genommen. 

Zu § 35 

Die in dieser Vorschrift enthaltene Sonderrege- 
lung für die Durchführung von Ausbildungsveran- 
staltungen in kleineren Gemeinden soll unter be- 
rücksichtigung der Vorschläge des Bundesrates 
nicht mehr unmittelbar im Gesetz getroffen werden. 
Vielmehr ist jetzt vorgesehen, daß die Landesregie- 
rungen die Behörden bestimmen, die die Ausbil- 
dung für diese Gemeinden durchführen. 

Zu § 36 

Die Vorschrift sichert einem Arbeitnehmer die 
Fortzahlung des Arbeitsentgelts während einer 
Ausbildungsveranstaltung im gemeinschaftlichen 
Selbstschutz. Arbeitsentgelt isind hierbei alle Be- 
züge, die einem Arbeitnehmer als Gegenleistung 
für seine Arbeit zufließen. Wenn ein Arbeiter im 
Akkord arbeitet, ist ihm also der Akkordverdienst 
zu gewähren, der ihm ohne den Arbeitsausfall vor- 
aussichtlich zugestanden hätte. 

Der Arbeitgeber soll durch die Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts und der daraus folgenden Pflicht 
zur Entrichtung von Beiträgen zur Sozial- und Ar- 
beitslosenversicherung nicht über Gebühr finanziell 
belastet werden. Das dem Arbeitnehmer gezahlte 
Arbeitsentgelt und die vom Arbeitgeber zu tragen- 
den Beiträge zur Sozial- und Arbeitslosenversiche- 
rung werden diesem deshalb erstattet, wenn der 
Arbeitsausfall länger als zwei Stunden dauert. Die 
vom Ausschuß beschlossene Fassung stellt klar, daß 
es für die Erstattung der vom Arbeitgeber zu tra- 
genden Beiträge nicht darauf ankommt, ob der Ar- 
beitgeber nur einen Beitragsanteil oder den vollen 
Beitrag zu tragen hat. Dem Arbeitgeber sind daher 
z. B. auch die vom Arbeitsentgelt abhängigen Bei- 
träge zur gesetzlichen Unfallversicherung zu erstat- 
ten. 

Zu § 37 

Die Änderung in Absatz 3 stellt klar, daß die im 
einzelnen aufgeführten Leistungen auch während 
der Dauer einer Ausbildung im Selbstschutz unge- 
kürzt gewährt werden. 

Zu § 39 

Die Änderung ist redaktionell. 

Zu § 42 

Die Leistung von Schadenersatz für Schäden wäh- 
rend der Ausbildung ist nach Auffassung des Aus- 
schusses für Inneres nicht davon abhängig zu ma- 
chen, ob dem Geschädigten zugemutet werden kann, 
den Schaden selbst zu tragen. Es ist vielmehr darauf 
abzustellen, ob die beschädigte Sache bei der Aus- 
bildung erforderlich war oder weisungsgemäß mit- 
geführt wurde. 


Zum Fünften Abschnitt „Aufgaben des Bundesver- 
bandes für den Selbstschutz" 

Zu § 43 

Der Ausschuß hat die in der Regierungsvorlage 
vorgesehene Einschaltung des bisherigen „Bundes- 
luftschutzverbandes", dessen Namensänderung be- 
reits im allgemeinen Teil behandelt worden ist, 
beim Aufbau des Selbstschutzes grundsätzlich ge- 
billigt. 

Die Änderungen sind redaktioneller Natur und 
beruhen im wesentlichen auf Änderungen anderer 
Vorschriften des Gesetzentwurfs (z. B. Änderung 
der Bezeichnung „Selbstschutzblock" in „Selbst- 
schutzteilbezirk " ) . 

Zu § 45 

Rechtsgrundlage des gegenwärtigen Bundesluft- 
schutzverbandes (bimdesunmittelbare Körperschaft 
des öffentlichen Rechts) ist § 31 des Ersten Geset- 
zes über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölke- 
rung. Nach der Regierungsvorlage sollte lediglich 
der in Absatz 2 dieser Vorschrift enthaltene Aufga- 
benkatalog des Verbandes den Erfordernissen (4es 
Selbstschutzgesetzes angepaßt werden. Demgegen- 
über hält der Ausschuß für Inneres eine Neufassung 
der gesamten Vorschrift für notwendig. Damit wird 
in erster Linie dem bereits zitierten Beschluß des 
Bundestages vom 24. Juni 1964 über die Änderung 
der Bezeichnung „Bundesluftschutzverband" in 
„Bundesverband für den Selbstschutz" Rechnung ge- 
tragen. Weiterhin ist nunmehr in Äbsatz 4 vorge- 
sehen, für das geschäftsführende Vorstandsmitglied 
des Verbandes die Ämtsbezeichnung „Direktor des 
Bundesverbandes für den Selbstschutz" einzuführen 
und ihn jeweils für die Dauer von 6 Jahren in ein 
Beamtenverhältnis auf Zeit zu berufen. 

Zu § 45 a 

Die bereits bei § 45 erwähnte Einführung der 
Ämtsbezeichnung „Direktor des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz" bedingt auch eine Änderung 
des Besoldungsgesetzes. Die Besoldungsgruppe B 4 
entspricht der nach dem Haushaltsplan bereits ge- 
genwärtig getroffenen Regelung für das geschäfts- 
führende Vorstandsmitglied des Bundesluftschutz- 
verbandes. 

Zum Sechsten Abschnitt „Versorgung" 

Zu § 46 

In Übereinstimmung mit den Vorschlägen des 
Bundesrates hält der Ausschuß für Inneres die Be- 
schränkung der Versorgungsleistungen auf gesund- 
heitliche Schädigung, die durch einen Unfall bei 
Ausbildungsveranstaltungen oder bei Selbstschutz- 
maßnahmen im Verteidigungsfall hervorgerufen 
worden sind, für zu eng. Die jetzt vorgenommenen 
Änderungen schließen au<±L diejenigen Fälle ein, in 
denen gesundheitliche Schädigungen nicht durch 
einen Unfall, sondern durch länger andauernde 
schädigende Einwirkungen hervorgerufen oder ver- 
schlimmert werden. 
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Zu § 48 

In Absatz 1 sind die Worte „ini Auttrage des | 
Bundes" gestrichen worden, da sie im Hinblick auf 
die generelle Regelung des § 52 entbehrlich sind. | 
Die übrigen Änderungen sind redaktioneller Art. 


w(U(len. Mit dieser elastischen Regelung kann j(^ 
nach den Gegebenheiten verfahren werden, wobei 
die Ireiwillige Güterprüfung als Regelfall und das 
amtliche Zulassungsverfahren als Ausnahme anzu- 
sehen ist. 


Zum Siebenten Abschnitt „Gemeinsame Bestimmun- 
gen“ 

Zu § 49 

Die Änderungen im Absatz 2 dienen der Klar- 
stellung. 

Außer dem in Absatz 3 normierten Recht, eine 
Auskunft namentlich bei Gefahr einer Selbstbezich- 
tigung verweigern zu dürfen, sind selbstverständ- 
lich auch andere Schweigerechte zu beachten. So 
kann ein katholischer Geistlicher nach Artikel 9 
des Reichskonkordats vom 20. Juli 1933 nicht von 
einer Behörde „um Auskunft über Tatsachen unge- 
halten werden", die ihm „bei der Ausübung der 
Seelsorge anvertraut sind und deshalb unter die 
Pflicht der seelsorglichen Verschwiegenheit fallen". 
Der Grundsatz der Parität gebietet eine entspre- 
chende Anwendung dieses Rechtssatzes zugunsten 
anderer Konfessionen, namentlich also auch bei 
evangelischen Geistlichen; dies ist im Rechtsschrift- 
tum anerkannt (vgl. LG Fulda SJZ 1950 Spalte 826; 
Bosch, Grundsatzfragen des Beweisrechts, 1963, 

S. 82, 87 mit weiteren Nachweisen). Auch Artikel 47 
Satz 1 des Grundgesetzes gilt hier, obgleich er | 
nicht von einem Auskunfts-, sondern von einem | 
Zeugnisverweigerungsrecht spricht. Ferner gehen j 
die unter Kriminalstrafdrohung stehenden Schwei- | 
gepflichten nach anderen Gesetzen (z. B. nach | 
§ 300 des Strafgesetzbuches) grundsätzlich der Aus- 
kunftspflicht vor. 

Zu § 50 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene amt- 
liche Zulassung aller Selbstschutzgegenstände, die 
für die Sicherheit und Gesundheit der Bevölkerung 
von besonderer Bedeutung sind, ist vom Ausschuß 
für Inneres nicht akzeptiert worden. Der Ausschuß 
hat demgegenüber dem Weg einer freiwilligen 
Gütekontrolle den Vorzug gegeben. Im Gesetz soll 
nunmehr die grundsätzliche Forderung verankert 
werden, daß die nach Maßgabe des Gesetzes zu be- 
schaffenden Gegenstände den anerkannten Regeln 
der Wissenschaft und Technik auf dem Gebiete des 
Zivilschutzes entsprechen müssen. Die an diese 
Selbstschutzgegenstände zu stellenden besonderen 
Anforderungen sollen vom Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz herausgegeben und im Bundes- 
anzeiger veröffentlicht werden. Die Erfüllung dieser 
Voraussetzungen wird dann durch ein Gütezeichen 
nachgewiesen werden, das dem Hersteller auf An- 
trag von einer staatlich anerkannten Stelle erteilt 
wird. Nur für den Fall, daß mit diesem Verfahren | 
eine zweckdienliche Beschaffenheit derjenigen Ge- ! 
genstände, die für die Sicherheit und Gesundheit I 
der Bevölkerung von besonderer Bedeutung sind, : 
nicht gewährleistet werden kann, soll die Möglich- ! 
keit eines amtlichen Zulassungsverfahrens eröffnet i 


Zu § 51 

Die Änderungen dienen der Klarstellung. 

Zu § 52 

Der Ausschuß hat im Absatz 1 die Fassung der 
Regierungsvorlage übernommen, um eindeutig klar- 
zustellen, daß das Auftragsverhältnis im Rahmen der 
Bundesauftragsverwaltung sich auf alle mit der Aus- 
führung des Gesetzes befaßten Behörden der Län- 
der einschließlich der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände erstreckt. Der Satz 3 in Absatz 1 ist an 
dieser Stelle gestrichen und des Sachzusammenhangs 
wegen als Satz 2 in § 14 eingefügt worden. Für 
Absatz 3 hat der Ausschuß den Vorschlag des Bun- 
desrates übernommen, da hiermit eine Klarstellung 
des Gewollten erreicht wird. 

Zu § 53 

Bei der Kostenvorschrift hat der Ausschuß für 
Inneres an dem Grundsatz der Regierungsvorlage 
lestgehalten, daß die Kosten der einzelnen Selbst- 
schutzmaßnahmen von demjenigen getragen wer- 
den, dessen Schutz sie dienen sollen, d. h. nach der 
Ausgestaltung der Beschaffungspflicht vom Haus- 
haltsvorstand, vom Gebäudeeigentümer, vom Be- 
triebsinhaber usw. Nur in den Fällen, in denen die 
Kostenlast das zumutbare Maß überschreiten würde, 
ist eine Kostentragung durch staatliche oder kommu- 
nale Stellen vorgesehen. So enthält der Absatz 3 
dieser Vorschrift eine Erstattungspflicht des Bundes 
für diejenigen Kosten, die den Sozialhilfeempfän- 
gern und Minderbemittelten bei der Beschaffung der 
Selbstschutzausrüstung, des Notvorrats an Lebens- 
mitteln, der Geräteausstattung für Gebäude und bei 
der Vorbereitung der Verdunkelung entstehen. Da- 
bei war die Bundesregierung bei der Abgrenzung 
des Kreises der Begünstigten von denjenigen Per- 
sonen ausgegangen, deren Einkommen den Regel- 
satz des Sozialhilferechts (einschließlich Mehrbe- 
darf) um nicht niehr als 50 Vo übersteigt. Der Aus- 
schuß hält aus sozialen Gründen eine Erhöhung die- 
ses Satzes auf 80 ”/o für erforderlich. 

Die übrigen Kostenbestimmungen des Regierungs- 
entwurfs sind unverändert geblieben. Demnach wird 
der Bund weiterhin für alle Aufwendungen des Bun- 
desverbandes für den Selbstschutz und für alle 
Kosten, die den Gemeinden und Gemeinde verbänden 
bei der Ausbildung im Selbstschutz und bei der Aus- 
rüstung der Selbstschutzzüge entstehen, aufzukom- 
men haben. Die Verpflichtung des Bundes beschränkt 
sich jedoch auf die Zweckaufgaben, so daß die per- 
sönlichen und sächlichen Verwaltungskosten jeweils 
von den Behörden zu tragen wären, bei denen sie 
entstehen. Die vom Bundesrat vorgeschlagene Än- 
derung dieser Vorschrift ist nicht übernommen wor- 
den. Das gleiche gilt für die Kosten der Ausrüstung 
der Selbstschutzpflichtigen mit besonderen Aufga- 
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ben (z. B. Selbstschutzwart), die von den nach § 18 
beschaffungspflichligen Gemeinden aufzubringen 
wären. Bei den Betrieben der freien Wohlfahrts- 
pflege und ähnlichen im Dienst der Allgemeinheit 
stehenden Unternehmungen, die ihre Aufgaben nur 
mit öffentlichen Zuschüssen ausführen können, geht 
der Ausschuß von der Voraussetzung aus, daß diese 
Zuschüsse entsprechend den durch dieses Gesetz 
anfallenden Lasten erhöht werden. 

Zu § 53 a 

Im Zusammenhang mit der Kostenvorschrift 
(§ 53) hat sich der Ausschuß für Inneres sehr ein- 
gehend mit der Frage steuerlicher Vergünstigungen 
für die nach Maßgabe des Selbstschutzgesetzes von 
der Bevölkerung und den Betrieben zu beschaffen- 
den Gegenstände befaßt. Neben den bereits geregel- 
ten Erleichterungen (Streckung der Beschaffungs- 
pflicht auf mindestens 4 Jahre und Vergrößerung 
des Kreises derjenigen Personen, bei denen die 
Kosten der Beschaffung vom Bund übernommen 
werden) hält der Ausschuß auch steuerliche Vergün- 
stigungen für die Bevölkerung und die Betriebe für 
notwendig, um hierdurch einen Anreiz für diese Be- 
schaffungen zu geben. 


Zum Achten Abschnitt „Straf- und Bußgeldvorschrif- 
ten" 

Zu den §§ 54 bis 56 

Die Änderungen sind redaktioneller Art und be- 
ruhen im wesentlichen auf Änderungen anderer Vor- 
schriften des Gesetzentwurfs (insbesondere Ände- 
rungen der §§ 9, 23 und 50). 


Bonn, den 


Zum Neunten Abschnitt „Schlußbestimmungen" 

I Zu § 61 

Der Ausschuß für Inneres teilt die rechtsstaatlichen 
j Bedenken des Bundesrates gegen die Einschränkung 
I des Rechtsweges; er hat deshalb den Absatz 3 ge- 
I strichen. Diese Einschränkung ist auch deshalb nicht 
' erforderlich, weil in Absatz 2 dieser Vorschrift be- 
j reits die aufschiebende Wirkung aller Rechtsmittel 
ausgeschlossen wird. 

Zu § 62 

Die vom Ausschuß beschlossene Ergänzung dieser 
Vorschrift soll für die auf Initiative von Organisatio- 
nen der gewerblichen Wirtschaft errichteten regio- 
nalen Selbstschutzberatungsstellen einen gesetz- 
I liehen Rahmen für ihre weitere Arbeit nach Inkraft- 
treten des Gesetzes geben. 

Zu § 65 

i Die Änderung des Absatzes 3 soll für den Fall, 
daß das Gesetz nicht oder nicht sofort im Land Berlin 
I gilt, sicherstellen, daß Versorgungsleistungen auch 
an Berechtigte gewährt werden, die ihren Wohnsitz 
: oder gewöhnlichen Aufenthalt in Berlin haben. Eine 
! entsprechende Vorschrift enthält § 95 Abs. I des 
j Soldatenversorgungsgesetzes und § 43 Abs. 1 des 
i Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst. 

Zu § 67 

Mit dem späteren Zeitpunkt des Inkrafttretens 
sollen ausreichende Vorbereitungen ermöglicht wer- 
^ den. Dies gilt in starkem Umfange für den Bereich 
^ der Ausbildung und vor allem auch für die Schaf- 
fung von Ausbildungseinrichtungen. 


5. Mai 1965 


Hübner 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV; 897 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Entwurf eingegangenen Petitionen 
für erledigt zu erklären; 

3. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Für den Aufbau des Selbstschutzes ist die Mit- 
arbeit der Bevölkerung von entscheidender Be- 
deutung. Der Deutsche Bundestag geht bei der 
Verabschiedung des Selbstschutzgesetzes von der 
Bereitschaft der Bevölkerung zur Mitarbeit aus. 
Mitwirkung bedeutet zugleich Mitverantwortung. 
Deshalb schreibt das Gesetz vor, daß der Selbst- 
schutzwart auf Vorschlag der Hausbewohner be- 
stellt wird. Der Deutsche Bundestag hält es dar- 
über hinaus für angezeigt, daß bei der Bestellung 
der Leiter der Selbstschutzbezirke und Selbst- 
schutzteilbezirke sowie bei der Aufstellung der 
Selbstschutzzüge die in den Gesetzen über die 
kommunale Selbstverwaltung gegebenen Mög- 
lichkeiten einer Mitwirkung der Bürgerschaft voll 
genutzt werden. 


Bonn, den 5. Mai 1965 


Der Ausschuß für Inneres 


Schmitt-Vockenhausen 

Vorsitzender 


Hübner 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über den Selbstschutz der Zivilbevölkerung 
(Selbstschutzgesetz) 

— Drucksache IV/897 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über den Selbstschutz der Zivilbevölkerung 
(Selbstschutzgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Selbstschutzpflicht 

§ 1 

Kreis der Verpilichteten 

(1) Personen, die im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes Wohnsitz, Aufenthalt oder Vermögen haben, 
sind nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
zum Selbstschutz gegen die Wirkung von Angriffs- 
waffen verpflichtet. 

(2) Die gleiche Verpflichtung trifft juristische 
Personen des Öffentlichen und privaten Rechts so- 
wie nicht rechtsfähige Personenvereinigungen, so- 
weit sie im Geltungsbereich dieses Gesetzes Sitz, 
Niederlassung oder Vermögen haben. 


§ 2 

Pilicht zum selbstschutzmäßigen Verhalten 

Wer zum Selbstschutz verpflichtet ist, hat sich bei 
Gefahr feindlicher Angriffe so zu verhalten, daß er, 
seine mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über den Selbstschutz der Zivilbevölkerung 
(Selbstschutzgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Selbstschutzpflicht 

§ 1 

Kreis der Selbstschutzpflichtigen 

(1) Personen, die im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes Wohnung, Aufenthalt oder Vermögen haben, 
sind nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
zum Selbstschutz gegen die Wirkung von Angriffs- 
waffen verpflichtet. 

(2) Für juristische Personen des öffentlichen und 
privaten Rechts sowie nicht rechtsfähige Personen- 
vereinigungen, soweit sie im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes Sitz, Niederlassung oder Vermögen 
haben, gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Der Selbstschutz der Zivilbevölkerung wird 
durch behördliche Maßnahmen einschließlich der 
Aufklärung über Waffenwirkungen und Schutzmög- 
lichkeiten ergänzt. 

§ 2 

Selbstschutzmäßiges Verhalten 

Wer zum Selbstschutz verpflichtet ist, hat sich bei 
Gefahr feindlicher Angriffe so zu verhalten, daß er 
selber, seine mit ihm in häuslicher Gemeinschaft 
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Entwurf 

Familienangehörigen und die ihm sonst anvertrau- 
ten Personen durch Waffenwirkung möglichst wenig 
Schaden erleiden. 

§ 3 

Pflichten gegenüber anderen 

(1) Der Selbstschutzpflichtige darf Selbstschutz- 
maßnahmen anderer, die auf Grund dieses Gesetzes 
getroffen werden, nicht beeinträchtigen; im Vertei- 
digungsfalle hat er einen Eingriff anderer selbst- 
schutzpflichtiger Personen in seine Rechte zu dul- 
den, wenn dies zur Abwendung einer unmittelbar 
drohenden Gefahr unabweisbar ist und wenn diese 
Rechte hierdurch nicht unzumutbar beschränkt wer- 
den. 

(2) Unbeschadet anderer Rechtspflichten zur 
Hilfeleistung hat er im Verteidigungsfalle Nachbar- 
schaftshilfe zu leisten, wenn die Bewohner benach- 
barter Gebäude eine unmittelbar drohende Gefahr 
für Leib oder Leben nicht selbst abwenden können, 
es sei denn, daß damit eine erhebliche eigene Gefahr 
verbunden ist oder daß er hierdurch andere wich- 
tige Pflichten verletzt. 

(3) Soweit dieses Gesetz es vorsieht, hat er im 
Selbstschutz in Wohnstätten oder im Selbstschutz in 
Betrieben besondere Aufgaben im gemeinschaft- 
lichen Selbstschutz zu übernehmen. 


§ 4 

Ausbildung 

Die Selbstschutzpflicht umfaßt auch die Verpflich- 
tung zur Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen. 

§ 5 

Aufsuchen des Schutzraumes 

(1) Jeder Selbstschutzpflichtige hat bei öffent- 
licher Alarmierung oder bei sonst erkennbarer Ge- 
fahr von Waffenwirkungen unverzüglich einen 
Schutzraum, einen Keller oder einen sonst geeigne- 
ten Raum aufzusuchen. Er darf ihn, außer bei Ge- 
fahr im Verzüge, erst wieder bei Entwarnung ver- 
lassen. 

(2) Der örtliche Luftschutzleiter kann Ausnahmen 
von Absatz 1 zulassen. 

§ 6 

Selbstschutzausrüstung 

(1) Der Selbstschutzpflichtige hat Ausrüstungs- 
gegenstände zum Schutz gegen die Einwirkung 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

lebenden Familienangehörigen und die ihm sonst 
anvertrauten Personen durch Waffenwirkung mög- 
lichst wenig Schaden erleiden. 

§ 3 

Pflichten gegenüber anderen 

(1) Der Selbstschutzpflichtige darf Selbstschutz- 
maßnahmen anderer, die auf Grund dieses Gesetzes 
getroffen werden, nicht beeinträchtigen. 

siehe Absatz 4 


(2) Unbeschadet anderer Rechtspflichten zur Hilfe- 
leistung hat er im Verteidigungsfalle den Nachbarn 
zu helfen (Nachbarschaftshilfe), wenn sie eine un- 
mittelbar drohende Gefahr für Leib oder Leben 
nicht selbst abwenden können. Die Pflicht zur Nach- 
barschaftshilfe gilt nicht, wenn damit eine erheb- 
liche eigene Gefahr verbunden ist oder wenn hier- 
durch andere wichtige Pflichten verletzt werden. 

(3) unverändert 


(4) Im Verteidigungsfalle hat er einen Eingriff 
anderer selbstschutzpflichtiger Personen in seine 
Rechte zu dulden, wenn dies zur Abwendung einer 
unmittelbar drohenden Gefahr unabweisbar ist und 
wenn diese Rechte hierdurch nicht unzumutbar be- 
schränkt werden. 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

Aufsuchen des Schutzraumes 

(1) Jeder Selbstschutzpflichtige soll bei öffent- 
licher Alarmierung oder bei sonst erkennbarer Ge- 
fahr von Waffenwirkungen unverzüglich einen 
Schutzraum, einen Keller oder einen sonst geeigne- 
ten Raum aiifsuchen. Er soll ihn, außer bei Gefahr 
im Verzüge, erst wieder bei Entwarnung verlassen. 

Absatz 2 entfällt 

§ 6 

unverändert 
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radioaktiver Niederschläge und gegen chemische 
Kampfstoffe und biologische Kampfmittel sowie die 
notwendigen Arznei- und Verbandmittel zu be- 
schaffen und bereitzuhalten. Dies gilt nicht für 
Selbstschutzpflichtige, die sich im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes nur vorübergehend aufhalten. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die nach Absatz 1 Satz 1 erforderlichen 
Gegenstände festzulegen und zu bestimmen, in wei- 
chem Umfange sie bereitzuhalten sind. 

§ 7 

Haushaltsbevorratung 

(1) Jeder Haushaltsvorstand ist verpflichtet, für 
sich und die zu seinem Haushalt gehörenden Per- 
sonen einen für vierzehn Tage ausreichenden Not- 
vorrat an Lebensmitteln zu beschaffen und bereit- 
zuhalten. Er hat ferner eine Bevorratung mit Wasser 
für den gleichen Zeitraum vorzubereiten und spä- 
testens bei Eintritt des Verteidigungsfalles durch- 
zuführen. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und mit Zustimmung des Bundesrates 
den Umfang und die Durchführung der Haushalts- 
bevorratung mit Lebensmitteln und Wasser zu re- 
geln und dabei zur Klärung von Zweifelsfällen fest- 
zulegen, wer als Haushaltsvorstand im Sinne des 
Gesetzes anzusehen ist. 

§ 8 

Geräteausstattung für Gebäude 

(1) Der Eigentümer eines Gebäudes oder Ge- 
bäudeteils ist verpflichtet, Geräte zur Brandbekämp- 
fung einschließlich Löschwasserbehälter und Geräte 
zur Selbstbefreiung für diejenigen Personen, die 
dort wohnen oder sich üblicherweise aufhalten, zu 
beschaffen und bereitzuhalten. 

(2) In vermieteten Räumen obliegt die Verpflich- 
tung nach Absatz 1 dem Mieter. Für Gebäude und 
Gebäudeteile, die der gemeinschaftlichen Nutzung 
durch die Mieter dienen, insbesondere Treppen- 
häuser, trifft die Verpflichtung den Eigentümer, so- 
weit zusätzliche Geräte erforderlich sind. Das gleiche 
gilt bei Mietverhältnissen, wenn die vereinbarte 
Nutzung die Gesamtdauer von drei Monaten im 
Jahr nicht übersteigt. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die nach Absatz 1 und 2 erforderlichen 
Geräte festzulegen und zu bestimmen, in welchem 
Umfange und an welcher Stelle sie bereitzuhalten 
sind. In dieser Rechtsverordnung kann die Beschaf- 
fung in Häusern mit mehreren Mietern derart ge- 
regelt werden, daß sie gemeinsam oder durch den 
Selbstschutzwart erfolgen kann und daß die Selbst- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 7 

Notvorrat 

(1) unverändert 


(2) Der Bimdesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und mit Zustimmung des Bundesrates 
den Umfang und die Durchführung der Notbevor- 
ratung mit Lebensmitteln und Wasser zu regeln und 
dabei zur Klärung von Zweifelsfällen festzulegen, 
wer als Haushaltsvorstand im Sinne des Gesetzes 
anzusehen ist. 

§ 8 

Geräteausstattung für Gebäude 

(1) Der Eigentümer eines Gebäudes oder Ge- 
bäudeteiles ist verpflichtet, Batterieempfänger für 
Rundfunkdurchsagen sowie die in der Anlage auf- 
geführten Geräte zur Brandbekämpfung und zur 
Selbstbefreiung für diejenigen Personen, die dort 
wohnen oder sich üblicherweise aufhalten, zu be- 
schaffen und bereitzuhalten. 

Absatz 2 entfällt 


(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zu bestimmen, in welchem Umfange 
und an welcher Stelle die nach Absatz 1 erforder- 
lichen Geräte bereitzustellen sind. In dieser Rechts- 
verordnung kann für ganz oder teilweise vermietete 
Gebäude vorgesehen werden, daß und in welcher 
Weise die Kosten der Geräteausstattung auf die 
Mieter anteilig umgelegt werden. 
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schutzpfUditigen in diesem Falle die Kosten antei- 
lig zu tragen haben, 

§ 9 

Verdunkelung, Tarnung 

(1) Der Eigentümer beweglicher und unbeweg- 
licher Sachen hat Vorkehrungen zu treffen, die eine 
sofortige Verdunkelung der im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes vorhandenen Sachen ermöglichen. Ist 
ein anderer als der Eigentümer unmittelbarer Be- 
sitzer der Sache, so trifft die Verpflichtung diesen 
an Stelle des Eigentümers. 

(2) Gleiches gilt für die Tarnung von beweglichen 
und unbeweglichen Sachen sowie für die Abschir- 
mung von Wärmequellen, soweit Selbstschutzgründe 
dies erfordern. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die einzelnen Maßnahmen zur Verdun- 
kelung und Tarnung sowie zur Abschirmung von 
Wärmequellen und den Kreis der nach Absatz 2 
Verpflichteten festzulegen. 


§ 10 

Entrümpelung 

Die in § 8 genannten Selbstschutzpflichtigen haben 
Vorkehrungen zu treffen, die eine sofortige Entrüm- 
pelung von Dach-, Boden- und Lagerräumen ermög- 
lichen. Ist ein anderer als der Eigentümer unmittel- 
barer Besitzer der Sache, so trifft die Verpflichtung 
diesen an Stelle des Eigentümers. 

§ 11 

Schutzräume 

Die Verpflichtung zum Bau von Schutzräumen 
bleibt einem besonderen Gesetz Vorbehalten. 

§ 12 

Anordnungen der zuständigen Stellen 

(1) Auf Anordnung des örtlichen Luftschutzlei- 
ters sind bei Eintritt des Verteidigungsfalles die 
Verdunkelung, Tarnung und Abschirmung von 
Wärmequellen (§ 9) sowie die Entrümpelung (§ 10) 
unverzüglich durchzuführen; im übrigen trifft der 
örtliche Luftschutzleiter allgemeine Anordnungen 
über die Kennzeichnung von Schutzräumen, Kellern 


Beschlüsse des 6, Ausschusses 


§ 9 

Verdunkelung 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 


(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die einzelnen Maßnahmen zur Verdun- 
kelung festzulegen. 


§ 9a 

Verteilung der Beschaffungen 

Die in § 6 Abs. 2, § 7 Abs. 2, § 8 Abs. 3 und 
§ 9 Abs. 3 vorgesehenen Rechtsverordnungen müs- 
sen für den Selbstschutzpflichtigen eine Verteilung 
der Beschaffungen auf mindestens vier Jahre zulas- 
sen. 

§ 10 

Entrümpelung 

Die in § 8 genannten Selbstschutzpflichtigen haben 
Vorkehrungen zu treffen, die eine sofortige Ent- 
rümpelung von Dach-, Boden- und Lagerräumen er- 
möglichen. Ist ein anderer als der Eigentümer un- 
mittelbarer Besitzer der Räume, so trifft die Ver- 
pflichtung diesen an Stelle des Eigentümers. 

§ 11 

Schutzräume 

Der Bau von Schutzräumen bleibt einem beson- 
deren Gesetz Vorbehalten. 

§ 12 

Anordnungen der zuständigen Stellen 

(1) Auf Anordnung des Hauptverwaltungsbeam- 
ten der Gemeinde sind bei Eintritt des Verteidi- 
gungsfalles die Verdunkelung (§ 9) und die Ent- 
rümpelung (§ 10) unverzüglich durchzuführen. Im 
übrigen trifft der Hauptverwaltungsbeamte der Ge- 
meinde im Verteidigungsfalle allgemeine Anord- 
nungen über die Kennzeichnung von Schutzräumen, 
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und sonst geeigneten Räumen, über das Verhalten 
bei Angriffen und über sonstige unaufschiebbare 
Selbstschutzmaßnahmen. 


(2) Unbeschadet der nach diesem Gesetz und 
nach den allgemeinen Anordnungen auf Grund des 
Absatzes 1 durchzuführenden Selbstschutzmaßnah- 
men hat der Selbstschutzpflichtige im Verteidigungs- 
falle den für den Selbstschutz ergehenden sonstigen 
Anordnungen der zuständigen Behörden oder ihrer 
Beauftragten Folge zu leisten. Gleiches gilt bei Aus- 
bildungsveranstaltungen für den Selbstschutz in 
Wohnstätten. 

(3) Selbstschutzpflichtige, denen besondere Auf- 
gaben im gemeinschaftlichen Selbstschutz in Wohn- 
stätten obliegen, haben auch außerhalb des Vertei- 
digungsfalles und außerhalb von Ausbildungsver- 
anstaltungen den für ihren Aufgabenbereich im 
Selbstschutz ergehenden Anordnungen der zustän- 
digen Behörde Folge zu leisten. 

(4) Die Anordnungen bedürfen keiner besonde- 
ren Form. 

§ 13 

Andere Verpflichtungen 

Verpflichtungen, die sich für den Verteidigungs- 
fall auf Grund anderer Gesetze ergeben, gehen den 
Verpflichtungen aus diesem Gesetz vor, soweit sie 
mit ihnen nicht vereinbar sind. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Selbstschutz in Wohnstätten 

§ 14 

Zuständigkeit der Gemeinde 

Der Aufbau des Selbstschutzes in Wohnstätten 
einschließlich der Ausbildung obliegt der Gemeinde. 


§ 15 

Selbstschutzbezirk 

(1) In Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwoh- 
nern werden Wohngebiete mit rund 5000 Einwoh- 
nern zu Selbstschutzbezirken zusammengefaßt. Der 
örtliche Luftschutzleiter bestellt den Leiter des 
Selbstschutzbezirks; dieser untersteht seinen Wei- 
sungen oder den Weisungen seines Beauftragten. 

(2) Der Leiter des Selbstschutzbezirks wirkt bei 
der Ausbildung der Selbstschutzpflichtigen mit. Bei 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Kellern und sonst geeigneten Räumen, über das 
Verhalten bei Angriffen und über sonstige unauf- 
schiebbare Selbstschutzmaßnahmen. Der Bundes- 
minister des Innern wird ermächtigt, durch allge- 
meine Verwaltungsvorschriften mit Zustimmung des 
Bundesrates nähere Bestimmungen hierüber zu er- 
lassen. 

(2) Außer den nach diesem Gesetz und nach den 
allgemeinen Anordnungen auf Grund des Absatzes 1 
durchzuführenden Selbstschutzmaßnahmen hat der 
Selbstschutzpflichtige im Verteidigungsfalle den für 
den Selbstschutz nach diesem Abschnitt ergehenden 
sonstigen Anordnungen der zuständigen Behörden 
oder ihrer Beauftragten Folge zu leisten. Gleiches 
gilt bei Ausbildungsveranstaltungen für den Selbst- 
ischutz in Wohnstätten. 

Absatz 3 entfällt 


(4) unverändert 

§ 13 

unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 

Selbstschutz in Wohnstätten 

§ 14 

Zuständigkeit der Gemeinde 

Der Aufbau des Selbstschutzes in Wohnstätten 
einschließlich der Ausbildung obliegt der Gemeinde. 

Leiter des Selbstschutzes in Wohnstätten ist der 
Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde. 

§ 15 

Selbstschutzbezirk 

(1) In Gemeinden mit mehr als 10 000 Ein- 
wohnern werden im allgemeinen Wohnbereiche mit 
rund 5000 Einwohnern zu Selbstschutzbezirken zu- 
sammengefaßt. Der Hauptverwaltungsbeamte der 
Gemeinde bestellt den Leiter des Selbstschutzbe- 
zirks; dieser untersteht seinen Weisungen oder den 
Weisungen seines Beauftragten. 

(2) Der Leiter des Selbstschutzbezirks wirkt bei 
der Ausbildung der Selbstschutzpflichtigen mit. Bei 
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feindlichen Angriffen sorgt er für die Unterrichtung 
des örtlichen Luftschutzleiters über die L.age in sei- 
nem Bezirk und fordert, wenn nötig, den Einsatz 
des Luftschutzhilfsdienstes oder anderer Hilfskräfte 
an. 

(3) Im Verteidigungsfalle und bei Ausbildungs- 
veranstaltungen kann der Leiter des Selbstschutz- 
bezirks Selbstschutzpfichtige als Gehilfen heran- 
ziehen, insbesondere um die Verbindung zu den 
Leitern der Selbstschutzblocks und zum örtlichen 
Luftschutzleiter aufrechtzucrhalten. 

§ 16 

Selhstschutzhlock 

(1) In Gemeinden mit mehr als 1000 Einwohnern 
werden Wohngebiete mit rund 500 Einwohnern zu 
Selbstschutzblocks zusammengefaßt. Der örtliche 
Luftschutzleiter bestellt den Leiler des Selbstschutz- 
blocks; dieser untersteht seinen Weisungen oder 
den Weisungen seines Beauftragten. 

(2) Der Leiter des Selbstschutzblocks unterstützt 
die Selbstschutzwarte bei der Erfüllung ihrer Auf- 
gaben. Er sorgt für eine wirksame Nachbarschafts- 
hilfe und unterrichtet bei feindlichen Angriffen den 
Leiter seines Selbstschutzbezirks oder, falls keine 
Selbstschutzbezirke bestehen, den örtlichen Luft- 
schutzleiter über die Lage in seinem Block. Bei Be- 
darf fordert er den Selbstschutzzug an. § 15 Abs. 3 
ist entsprechend anzuwenden. 

§ 17 

Selbstschutzwart 

(1) Für jedes bewohnte Gebäude bestellt der Lei- 
ter des Selbstschutzbezirks oder, falls keine Selbst- 
schulzbezirke bestehen, der örtliche Luftschutzleiter 
einen Selbstschutzwart; dieser untersteht den Wei- 
sungen des örtlichen Luitschutzleiters oder seines 
Beauftragten. 


(2) Der Selbstschutzwart berät die Hausbewohner 
bei der Erfüllung ihrer Selbstschutzpflicht. Bei Ge- 
fahr von Waffenwirkungen teilt er die Hausbewoh- 
ner entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit und ihrem 
Ausbildungsstand für den Selbstschutz im Hause 
und in der Nachbarschaft ein. Bei einem Notfall 
kann er sie zur Hilfeleistung, insbesondere zur 
Brandbekämpfung und zur Bergung von Verletzten, 
einsetzen. Er kann auch vorübergehend Anwesende 
zu solchen Aufgaben heranziehen, wenn deren Mit- 
hilfe zur Abwendung einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für Leib oder Leben unentbehrlich ist. 

(3) Für mehrere kleine Wohngebäude kann ein 
gemeinsamer Selbstschutzwart bestellt werden. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

feindlichen Angriffen sorgt er für die^ Unterrichtung 
des Hauptverwaltungsbeamten der Gemeinde über 
die Lage in seinem Bezirk und fordert, wenn nötig, 
den Einsatz des Luftschutzhilfsdienstes oder anderer 
Hilfskräfte an. 

(3) Im Verteidigungsfalle und bei Ausbildungs- 
veranstaltungen kann der Leiter des Selbstschutz- 
bezirks Selbstschutzpflichtige als Selbstschutzhelfer 
heranziehen, insbesondere um die Verbindung zu 
den Leitern der Selbstschutzteilbezirke und zum 
Hauptverwaltungsbeamten der Gemeinde aufrecht- 
zuerhalten. 

§ 16 

Selbstschutzteilbezirk 

(1) In Gemeinden mit mehr als 1000 Ein- 
wohnern werden im allgemeinen Wohnbereiche mit 
rund 500 Einwohnern zu Selbstschutzteilbezirken 
zusammengefaßt. Der Hauptverwaltungsbeamte der 
Gemeinde bestellt den Leiter des Selbstschutzteil- 
bezirks; dieser untersteht seinen Weisungen oder 
den Weisungen seines Beauftragten. 

(2) Der Leiter des Selbstschutzteilbezirks unter- 
stützt die Selbstschutzwarte bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben. Er sorgt für eine wirksame Nachbar- 
schaftshilfe und unterrichtet bei feindlichen Angrif- 
fen den Leiter seines Selbstschutzbezirks oder, falls 
keine Selbstschutzbezirke bestehen, den Hauptver- 
waltungsbeamten der Gemeinde über die Lage in 
seinem Selbstschutzteilbezirk. Bei Bedarf fordert er 
den Selbstschutzzug an. § 15 Abs. 3 ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 17 

Selbst schütz wart 

(1) Für jedes bewohnte Gebäude bestellt der 
Leiter des Selbstschutzbezirks oder, falls keine 
Selbstschutzbezirke bestehen, der Hauptverwal- 
tungsbeamte der Gemeinde auf Vorschlag der Haus- 
bewohner einen Selbstschutzwart; dieser untersteht 
den Weisungen des Hauptverwaltungsbeamten der 
Gemeinde oder seines Beauftragten. Wird kein oder 
kein geeigneter Vorschlag abgegeben, so kann die 
Bestellung ohne Beteiligung der Hausbewohner er- 
folgen. 

(2) unverändert 


(3) Für mehrere kleine Wohngebäude kann ein 
gemeinsamer Selbstschutzwart bestellt werden. Ab- 
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
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§ 18 

Ausrüstung von Selbstschutzpflichtigen 
mit besonderen Aufgaben 

Die Leiter der Selbstschutzbezirke, die Leiter der 
Selbstschutzblocks und die Selbstschutzwarte sowie 
deren Gehilfen sind mit der für die Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlichen Ausrüstung auszustatten. 
Näheres hierüber bestimmen allgemeine Verwal- 
tungsvorsdiriften, die der Bundesminister des 
Innern mit Zustimmung des Bundesrates erläßt. 

§ 19 

Selbstschutzzug 

(1) In Wohngebieten mit rund 5000 Einwohnern 
wird ein Selbstschutzzug gebildet, der die Bewoh- 
ner in ihren Selbstschutzmaßnahmen unterstützt. 
Bestehen Selbstschutzbezirke, so ist jeweils ein Zug 
für einen Selbstschutzbezirk bereitzustellen. 

(2) Der Selbstschutzzug wird vom Leiter des 
Selbstschutzbezirks eingesetzt. Wo keine Selbst- 
schutzbezirke bestehen, obliegt diese Einsatzbefug- 
nis dem örtlichen Luftschiitzleiter. 


(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates nähere Bestimmungen über Stärke, 
Ausrüstung, Aufstellung, Ausbildung und Einsatz 
des Selbstschutzzuges zu erlassen. In dieser Rechts- 
verordnung kann bestimmt werden, daß 

1. die Beschaffung der Ausrüstung ganz oder 
teilweise in bundeseigener Verwaltung 
durchgeführt wird; 

2. die Verwaltung und Verwendung der 
Ausrüstung im Frieden ganz oder teil- 
weise dem Bundesluftschutzverband über- 
tragen wird. 

§ 20 

Übernahme von besonderen Aufgaben 
im gemeinschaftlichen Selbstschutz 

(1) Zur Übernahme der Aufgaben des Leiters 
eines Selbstschutzbezirks, des Leiters eines Selbst- 
Schutzblocks oder des Selbstschutzwartes sind alle 
Selbstschutzpflichtigen im Alter von mehr als 
21 Jahren, zur Mitwirkung als Gehilfe oder zur Mit- 
wirkung im Selbstschutzzug alle Selbstschutzpflich- 
tigen im Alter von mehr als 16 Jahren verpflichtet, 
es sei denn, daß sie aus gesundheitlichen oder ande- 
ren wichtigen Gründen hierzu außerstande sind. 
§ 13 bleibt unberührt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 18 

Ausrüstung von Selbstschutzpflichtigen 
mit besonderen Aufgaben 

Die Leiter der Selbstschutzbezirke, die Leiter der 
Selbstschutzteilbezirke und die Selbstschutzwarte 
sowie deren Selbstschutzhelfer sind mit der für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Ausrüstung 
auszustatten. Näheres hierüber bestimmen allge- 
meine Verwaltungsvorschriften, die der Bundes- 
minister des Innern mit Zustimmung des Bundesra- 
tes erläßt. 

§ 19 

Selbstschutzzug 

(1) In Wohnbereichen mit rund 5000 Einwohnern 
wird ein Selbstschutzzug gebildet, der die Bewoh- 
ner in ihren Selbstschutzmaßnahmen unterstützt. 
Bestehen Selbstschutzbezirke, so ist jeweils ein Zug 
für einen Selbstschutzbezirk bereitzustellen. 

(2) Der Selbstschutzzug wird vom Leiter des 
Selbstschutzbezirks eingesetzt. Wo keine Selbst- 
schutzbezirke bestehen, obliegt diese Einsatzbefug- 
nis dem Hauptverwaltungsbeamten der Gemeinde. 

(2 a) Die Beschaffung der Ausrüstung für die 
Selbstschutzzüge wird in bundeseigener Verwaltung 
durchgeführt. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates nähere Bestimmungen über Stärke, 
Ausrüstung, Aufstellung, Ausbildung und Einsatz 
des Selbstschutzzuges zu erlassen. In dieser Rechts- 
verordnung kann bestimmt werden, daß 

1. die Verwaltung und Verwendung der Aus- 
rüstung im Frieden ganz oder teilweise 

dem Bundesverband für den Selbstschutz 

übertragen wird, 

2. die Beschaffung einzelner Ausrüstungsge- 
genstände nicht in bundeseigener Verwal- 
tung durchgeführt wird. 


§ 20 

Übernahme von besonderen Aufgaben 
im gemeinschaftlichen Selbstschutz 

(1) Zur Übernahme der Aufgaben des Leiters 
eines Selbstschutzbezirks, des Leiters eines Selbst- 
schutzteilbezirks oder des Selbstschutzwartes sind 
alle Selbstschutzpflichtigen im Alter von mehr als 
21 Jahren, zur Mitwirkung als Selbstschutzhelfer 
oder zur Mitwirkung im Selbstschutzzug alle Selbst- 
schutzpflichtigen im Alter von mehr als 16 Jahren 
verpflichtet. § 13 bleibt unberührt. 
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(2) Die für die Heranziehung nach dem Zivil- 
dienstgesetz zuständige Behörde ist hiervon zu 
unterrichten. 


(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch allgemeine Verwaltungsvorschriften mit 
Zustimmung des Bundesrates nähere Bestimmungen 
über die Auswahl von Selbstschutzpflichtigen zur 
Erfüllung besonderer Aufgaben im gemeinschaft- 
lichen Selbstschutz in Wohnstätten zu erlassen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) Die für die Heranziehung nach dem Zivil- 
dienstgesetz zuständige Behörde ist von der Über- 
tragung einer der in Absatz 1 genannten Aufgaben 
an Selbstschutzpflichtige zu unterrichten. 

Absatz 3 entfällt 


§ 20 a 
Befreiung 

(1) Die in § 20 Abs. 1 genannten Aufgaben kön- 
nen folgenden Selbstschutzpflichtigen nur mit ihrem 
Einverständnis übertragen werden: 

1. Schwerbeschädigten im Sinne von § 1 des 
Schwerbeschädigtengesetzes, 

2. anderen Personen, die nicht nur vorüber- 
gehend um wenigstens 50 vom Hundert in 
ihrer Erwerbsfähigkeit gemindert sind 
(Schwererwerbsbeschränkte) , 

3. ordinierten Geistlichen evangelischen Be- 
kenntnisses, 

4. Geistlichen römisch-katholischen Bekennt- 
nisses, die die Subdiakonatsweihe emp- 
fangen haben, 

5. hauptamtlich tätigen Geistlichen anderer 
Bekenntnisse, deren Amt dem eines ordi- 
nierten Geistlichen evangelischen oder 
eines Geistlichen römisch-katholischen Be- 
kenntnisses, der die Subdiakonatsweihe 
empfangen hat, entspricht. 

(2) Von der Erfüllung der in § 20 Abs. 1 genann- 
ten Aufgaben sind zeitweilig befreit: 

1, Selbstschutzpflichtige, die vorübergehend 
arbeitsunfähig sind, während der Dauer 
der Arbeitsunfähigkeit, 

2. weibliche Selbstschutzpflichtige vom Be- 
ginn der Schwangerschaft an bis vier Mo- 
nate nach der Niederkunft sowie Mütter 
mit einem oder mehreren Kindern bis zu 
sechs Jahren, die mit ihnen in häuslicher 
Gemeinschaft leben. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates nähere Vorschriften über die Befreiung 
oder Zurückstellung für Personengruppen, die im 
Verteidigungsfall andere Aufgaben wahrzunehmen 
haben oder bei denen gesundheitliche Hinderungs- 
gründe vorliegen, zu erlassen. 


18 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3388 


Entwurf 

DRITTER ABSCHNITT 
Selbstschutz in Betrieben 

§ 21 

Betriebsselbstschutz 

(1) Inhaber und Angehörige eines Betriebes sind 
zum gemeinschaftlichen Selbstschutz im Betrieb ver- 
pflichtet (Betriebsselbstschutz); die Teilnahme am 
Betriebsselbstschutz ist Pflicht aus dem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis. Betriebe im Sinne dieses Geset- 
zes sind alle Arbeitsstätten einschließlich der Ein- 
richtungen, die der Erfüllung staatlicher Zwecke die- 
nen, in denen mindestens zehn Personen auf Grund 
eines öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen 
Dienstverhältnisses regelmäßig tätig sind, ferner 
Krankenhäuser, Beherbergungsstätten und Schulen 
sowie sonstige Anstalten und Einrichtungen, die der 
Unterbringung von Personen oder der Ausbildung 
oder Betreuung von Kindern oder Jugendlichen die- 
nen. 

(2) Leiter des Betriebsselbstschutzes ist der Inha- 
ber des Betriebes oder derjenige, der als vertre- 
tungsberechtigtes Organ einer juristischen Person, 
als Mitglied eines solchen Organs oder als gesetz- 
licher Vertreter eines anderen handelt. Er kann 
einen geeigneten Betriebsangehörigen mit den Auf- 
gaben eines Betriebsselbstschutzleiters betrauen. 
Für Nebenbetriebe und Betriebsteile, die räumlich 
weit vom Hauptbetrieb entfernt sind oder durch 
Aufgabenbereich und Organisation eigenständig 
sind, können weitere Betriebsselbstschutzleiter be- 
stellt werden. Die Bestellung eines Betriebsselbst- 
schutzleiters ist dem örtlichen Luftschutzleiter anzu- 
zeigen. 


(3) Als Betriebe oder Betriebsteile im Sinne der 
Absätze 1 und 2 gelten Seeschiffe und Binnenschiffe 
sowie Luftfahrzeuge auch dann, wenn auf ihnen 
weniger als zehn Personen ständig beschäftigt sind. 
Absatz 2 Satz 4 findet auf Seeschiffe und Binnen- 
schiffe sowie Luftfahrzeuge keine Anwendung. 

(4) Mehrere in einem Gebäude untergebrachte 
oder mehrere benachbarte Betriebe können sich zu 
einer Betriebsselbstschutzgemeinschaft zusammen- 
schließen und einen gemeinsamen Betriebsselbst- 
schutzleiter benennen. Der örtliche Luftschutzleiter 
ist hiervon zu unterrichten. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

DRITTER ABSCHNITT 
Selbstschutz in Betrieben 

§ 21 

Betriebsselbstschutz 

(1) Inhaber und Angehörige eines Betriebes sind 
zum gemeinschaftlichen Selbstschutz im Betrieb ver- 
pflichtet (Betriebsselbstschutz); die Teilnahme am 
Betriebsselbstschutz ist Pflicht aus dem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis. Betriebe im Sinne dieses Geset- 
zes sind alle Arbeitsstätten einschließlich der Ein- 
richtungen, die der Erfüllung Öffentlicher Zwecke 
dienen, in denen mindestens fünfzehn Personen auf 
Grund eines öffentlich-rechtlichen oder privatrecht- 
lichen Dienstverhältnisses regelmäßig tätig sind. 
Krankenhäuser, Beherbergungsstätten und Schulen 
sowie sonstige Anstalten und Einrichtungen, die der 
Unterbringung von Personen oder der Ausbildung 
oder Betreuung von Kindern oder Jugendlichen die- 
nen, sind den Betrieben ohne Rücksicht auf die Be- 
schäftigtenzahl gleichgestellt. 

(2) Leiter des Betriebsselbstschutzes ist der In- 
haber des Betriebes oder sein gesetzlicher Vertre- 
ter, sofern es sich bei diesen um Einzelpersonen 
handelt; sind es mehrere Personen, so bestellen 
diese aus ihrer Mitte den Leiter des Betriebsselbst- 
schutzes. Satz 1 gilt entsprechend für das vertre- 
tungsborechtigte Organ einer juristischen Person 
sowie für die vertretimgsberechtigten Gesellschafter 
einer Personenhandelsgesellschaft. Der Leiter des 
Betriebsselbstschutzes kann im Einvernehmen mit 
dem Betriebsrat oder der zuständigen Personalver- 
tretung einen geeigneten Betriebsangehörigen mit 
den Aufgaben eines Betriebsselbstschutzleiters be- 
trauen; das für die Mitbestimmung in sozialen An- 
gelegenheiten vorgeschriebene Verfahren findet 
Anwendung. Für Nebenbetriebe und Betriebsteile, 
die räumlich weit vom Hauptbetrieb entfernt sind 
oder durch Aufgabenbereich und Organisation 
eigenständig sind, kann der Leiter des Betriebs- 
selbstschutzes jeweils einen weiteren Betriebsselbst- 
schutzleiter bestellen. 

(3) Als Betriebe oder Betriebsteile im Sinne der 
Absätze 1 und 2 gelten Seeschiffe und Binnenschiffe 
sowie Luftfahrzeuge auch dann, wenn auf ihnen 
weniger als fünfzehn Personen ständig beschäftigt 
sind. 

(4) Mehrere in einem Gebäude untergebrachte 
oder mehrere benachbarte Betriebe können sich zu 
einer Betriebsselbstschutzgemeinschaft zusammen- 
schließen und einen gemeinsamen Betriebsselbst- 
schutzleiter bestellen. 

(5) Die Bestellung eines Betriebsselbstschutzlei- 
ters ist dem Hauptverwaltungsbeamten der Ge- 
meinde unverzüglich anziizeigen. Satz 1 findet auf 
Seeschiffe und Binnenschiffe sowie Luftfahrzeuge 
keine Anwendung. 
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§ 22 

Aufgaben des Leiters des Betriebsselbstschutzes 

(1) Dem Leiter des Betriebsselbstschutzes obliegen 
der Aufbau des Betriebsselbstscbutzes und der Ein- 
satz der Selbstscbutzpflicbtigen im Betrieb. 

(2) Er unterweist die Betriebsangehörigen in der 
Wahrnehmung ihrer besonderen Selbstschutzaufga- 
ben im Betrieb. 

(3) Bei Gefahr von Waffenwirkungen teilt er die 
Betriebsangehörigen entsprechend ihrer Leistungs- 
fähigkeit und ihrem Ausbildungsstand für den 
Selbstschutz im Betrieb ein. Er ist befugt, auch vor- 
übergehend Anwesende zu solchen Aufgaben her- 
anzuziehen, wenn deren Mithilfe zur Abwendung 
einer unmittelbar drohenden Gefahr für Leib oder 
Leben unentbehrlich ist. 


§ 23 

Ausrüstung 

(1) Der Inhaber eines Betriebes ist verpflichtet, für 
diejenigen Personen, die im Betrieb regelmäßig tätig 
sind oder die in den Betrieb üblicherweise aufge- 
nommen werden, 

1. Ausrüstungsgegenstände zum Schutz ge- 
gen die Einwirkung radioaktiver Nieder- 
schläge und gegen chemische Kampfstoffe 
und biologische Kampfmittel; 

2. Arznei- und Verbandmittel sowie 

3. Vorräte an Lebensmitteln 

zu beschaffen und bereitzuhalten und eine Bevor- 
ratung mit Wasser vorzubereiten. Die Verpflichtung, 
nach § 8 Geräte zur Selbstbefreiung und zur Brand- 
bekämpfung zu beschaffen und bereitzuhalten, bleibt 
unberührt. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und mit Zustim- 
mung des Bundesrates die nach Absatz 1 erforder- 
lichen Gegenstände näher zu bestimmen und festzu- 
legen, in welchem Umfange sie bereitzuhalten sind. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 22 

Aufgaben des Leiters des Betriebsselbstschutzes 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die Beteiligung des Betriebsrates oder der 
Personalvertretung an Maßnahmen nach den Ab- 
sätzen 1 bis 3 richtet sich nach den betriebsverfas- 
sungsrechtlichen oder personalvertretungsrecht- 
lichen Vorschriften über die Beteiligung des Be- 
triebsrates oder der Personalvertretung bei Fragen 
der Ordnung im Betrieb und des Verhaltens der 
Betriebsangehörigen. Soweit eine Beteiligung des 
Betriebsrates oder der Personalvertretung in Be- 
tracht kommt, kann der Leiter des Betriebsselbst- 
schutzes bei Maßnahmen, die der Natur der Sache 
nach keinen Aufschub dulden, bis zur endgültigen 
Entscheidung vorläufige Regelungen treffen. 


§ 23 

Ausrüstung 

(1) Der Inhaber eines Betriebes ist verpflichtet, 
für diejenigen Personen, die im Betrieb regelmäßig 
tätig sind oder die in den Betrieb üblicherweise auf- 
genommen werden, 

1. unverändert 


2. Sanitätsmittel sowie 

3. unverändert 

zu beschaffen und bereitzuhalten und eine Bevor- 
ratung mit Wasser vorzubereiten. 


(2) unverändert 
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§ 24 

Aufstellung von Einheiten 
(Werkselbstschutz) 

(1) Betriebe, die wegen ihrer Größe, Aufgabe 
oder Eigenart erhöhte Selbstschutzmaßnahmen er- 
fordern, haben für bestimmte Aufgaben, insbeson- 
dere für Brandbekämpfung, Bergung und Erste Hilfe, 
Selbstschutzpflichtige auszubilden, auszurüsten und 
zu Einheiten (Werkselbstschutz) zusammenzufassen. 
Die Bestimmung dieser Betriebe obliegt dem ört- 
lichen Luftschutzleiter. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
den jeweils beteiligten Bundesministern und mit 
Zustimmung des Bundesrates 

1. nähere Bestimmungen über die Auswahl 
der Betriebe nach Absatz 1 sowie über 
Stärke, Gliederung, Ausrüstung und Aus- 
bildung des Werkselbstschutzes zu erlas- 
sen; 

2. das Verfahren zu regeln, welches der ört- 
liche Luftschutzleiter bei seiner Entschei- 
dung nach Absatz 1 zu beachten hat. 


§ 25 

Wohnstätten im Betrieb 

Für Wohnstätten, die im räumlichen Bereich eines 
Betriebes liegen, gelten die Bestimmungen über den 
Betniebsselbstschutz. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 23 a 

Belriebsinhaber in besonderen Fällen 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, wer bei Schulen 
und sonstigen Anstalten und Einrichtungen, die der 
Unterbringung von Personen oder der Ausbildung 
und der Betreuung von Kindern und Jugendlichen 
dienen und bei denen die Trägerschaft für den Per- 
sonal- und Sachbedarf getrennt ist, Inhaber des Be- 
triebes im Sinne der §§ 21 und 23 des Gesetzes ist. 

§ 24 

Aufstellung von Einheiten 
(Werkselbstschutz) 

(1) Betriebe, die wegen ihrer Lage, Größe, Auf- 
gabe oder Eigenart verstärkte Selbstschutzmaßnah- 
men erfordern, haben für bestimmte Aufgaben, ins- 
besondere für Brandbekämpfung, Bergung und Erste 
Hilfe, Selbstschutzpflichtige auszubilden, auszu- 
rüsten und zu Einheiten (Werkselbstschutz) zusam- 
menzufassen. Die Bestimmung dieser Betriebe ob- 
liegt dem Hauptverwaltungsbeamten der Gemeinde. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
den jeweils beteiligten Bundesministern und mit Zu- 
stimmung des Bundesrates 

1. unverändert 


2. das Verfahren zu regeln, welches der 
Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde 

bei seiner Entscheidung nach Absatz 1 zu 
beachten hat; 

3. die Anhörung von sachverständigen Stel- 
len der gewerblichen Wirtschaft vor der 
Entscheidung des Hauptverwaltungsbeam- 
ten der Gemeinde festzulegen, wenn sich 
diese Entscheidung auf gewerbliche Be- 
triebe bezieht. 

§ 24 a 

Fachliche Nachbarschaftshilfe 
des Werkselbstschutzes 

Bei Betrieben, für die die Voraussetzungen des 
§ 30 Abs. 2 vorliegen, erstreckt sich die Verpflich- 
tung nach § 3 Abs. 2 zur Nachbarschaftshilfe auch 
auf diejenigen Betriebe im Nahverkehrsbereich, die 
hinsichtlich der Betriebsgefahren gleichartig sind. 

§ 25 

unverändert 
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§ 26 

Befugnisse des örtlichen Luitschutzleiters 

Der örtliche Luftschutzleiter ist befugt, sich über 
den Stand des Betriebsselbstschutzes zu unterrichten 
und die Behebung von Mängeln zu verlangen. Er 
kann diese Befugnis auf den Leiter des Selbstschutz- 
bezirks, in dem der Betrieb gelegen ist, übertragen, 
es sei denn, daß es sich um einen Betrieb handelt, 
der nach § 24 zur Aufstellung eines Werkselbst- 
schutzes verpflichtet ist. 

§ 27 

Selbstschutz in Verkehrsbetrieben 

(1) Der Bundesminister für Verkehr führt den 
Selbstschutz der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
des Bundes, des Deutschen Wetterdienstes und der 
Bundesanstalt für Flugsicherung in eigener Verant- 
wortung durch; er kann insoweit und für den Bau- 
und Betriebsdienst der Bundesfernstraßen von § 5 
und von den Rechtsverordnungen nach § 9 Abs. 3, 
§ 23 Abs. 2 und § 24 Abs. 2 abweichen. Die §§ 26 
und 34 finden keine Anwendung. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn führt den Selbst- 
schutz in ihrem Bereich in eigener Verantwortung 
durch. Die §§26 und 34 sowie die Rechtsverordnung 
nach § 24 Abs. 2 finden keine Anwendung. Der Bun- 
desminister für Verkehr erläßt, soweit erforderlich, 
allgemeine Anordnungen; er kann hierbei von § 5 
und von den Rechtsverordnungen nach § 9 Abs. 3 
und § 23 Abs. 2 abweichen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates von den Rechtsverordnungen nach 
§ 9 Abs. 3, § 23 Abs. 2 und § 24 Abs. 2 abweichende 
Bestimmungen für den Selbstschutz 

1. bei den nichtbundeseigenen Eisenbahnen, 

2. bei den sonstigen Verkehrsunternehmen, 
-die einer gesetzlichen Betriebs- und Be- 
förderungspflicht unterliegen, 

3. in der zivilen Luftfahrt, 

4. in Häfen und auf Schiffen 

zu erlassen. Die Ermächtigung umfaßt die Befugnis, 
von § 5 abzuweichen und zu bestimmen, daß die Be- 
fugnisse des örtlichen Luftschutzleiters nach § 26 auf 
andere Stellen übertragen werden. 

§ 28 

Selbstschutz der Deutschen Bundespost 

(1) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen führt den Selbstschutz der Deutschen 
Bundespost in eigener Verantwortung durch. Die 
§§ 26 und 34 finden keine Anwendung. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 26 

Befugnisse des Hauptverwaltungsbeamten 
der Gemeinde 

Der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde ist 

befugt, sich über den Stand des Betriebsselbstschut- 
zes zu unterrichten. Er kann die Behebung von Män- 
geln verlangen. Diese Befugnisse kann er auf den 
Leiter des Selbstschutzbezirks, in dem der Betrieb 
gelegen ist, übertragen, es sei denn, daß es sich um 
einen Betrieb handelt, der nach § 24 zur Aufstellung 
eines Werkselbstschutzes verpflichtet ist. 

§ 27 

Selbstschutz in Verkehrsbetrieben 

(1) Der Bundesminister für Verkehr führt den 
Selbstschutz der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
des Bundes, des Deutschen Wetterdienstes und der 
Bundesanstalt für Flugsicherung in eigener Verant- 
wortung durch; er kann insoweit und für den Bau- 
und Betriebsdienst der Bundesfernstraßen von den 
Rechtsverordnungen nach § 9 Abs. 3, § 23 Abs. 2 
und § 24 Abs. 2 abweichen. § 24 Abs. 1 Satz 2, § 26 
Satz 2 und 3 und § 34 finden keine Anwendung. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn führt den Selbst- 
schutz in ihrem Bereich in eigener Verantwortung 
durch. § 24 Abs. 1 Satz 2, § 26 Satz 2 und 3 und § 34 
sowie die Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 2 finden 
keine Anwendung. Der Bundesminister für Verkehr 
erläßt, soweit erforderlich, allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften; er kann hierbei von den Rechtsverord- 
nungen nach § 9 Abs. 3 und § 23 Abs. 2 abweichen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr wird ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates von den Rechtsverordnungen nach § 9 
Abs. 3, § 23 Abs. 2 und § 24 Abs. 2 abweichende 
Bestimmungen für den Selbstschutz 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 

zu erlassen. Durch die Rechtsverordnung kann auch 
bestimmt werden, daß die Befugnisse des Hauptver- 
waltungsbeamten der Gemeinde nach § 24 Abs. 1 
Satz 2 und § 26 auf andere Stellen übertragen 
werden. 

§ 28 

Selbstschutz der Deutschen Bundespost 

(1) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen führt den Selbstschutz der Deutschen 
Bundespost in eigener Verantwortung durch. § 24 
Abs. 1 Satz 2, § 26 Satz 2 und 3 und § 34 finden 
keine Anwendung. 
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(2) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen erläßt im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister des Innern allgemeine Anordnungen 
über die Durchführung des Selbstschutzes bei . der 
Deutschen Bundespost, insbesondere über die Aus- 
wahl der Betriebe nach § 24 sowie über Stärke, 
Gliederung, Ausrüstung und Ausbildung des Werk- 
selbstschutzes der Deutschen Bundespost. 


§ 29 

Selbstschutz der Bundeswehr und der Polizei 


(1) Der Bundesminister der Verteidigung führt 
den Selbstschutz der Bundeswehr in eigener Ver- 
antwortung durch. Die §§ 26, 30, 32 und 34 finden 
keine Anwendung. 


(2) Der Selbstschutz der Polizei des Bundes und 
der Länder wird in eigener Verantwortung der zu- 
ständigen Behörden durchgeführt. Die §§ 26, 30, 32, 
und 34 finden keine Anwendung. 


§ 30 

Vorrang des Selbstschutzes in Wohnstätten 

(1) Selbstschutzpflichtige sind bei Gefahr feind- 
licher Angriffe aus dem Betrieb in ihre Wohnstätten 
zu entlassen, wenn dies zum Schutz ihrer Angehö- 
rigen oder zur Erfüllung besonderer Aufgaben im 
Selbstschutz erforderlich ist. § 5 bleibt unberührt. 


(2) Absatz 1 gilt nicht für Betriebe, deren Weiter- 
arbeit nach der zivilen N otstandsplanung auch wäh- 
rend unmittelbarer Kampfeinwirkungen unerläßlich 
ist oder bei denen eine Entlassung aller Selbst- 
schutzpflichtigen des Betriebes zu erheblichen Gefah- 
ren für die sich im Bereich des Betriebes oder in der 
unmittelbaren Umgebung aufhaltenden Personen 
führen würde. 

,(3) Absatz 1 gilt weiterhin nicht für Krankenhäu- 
ser, Beherbergungsstätten und Schulen sowie son- 
stige Anstalten und Einrichtungen, die der Unter- 
bringung von Personen oder der Ausbildung oder 
Betreuung von Kindern oder Jugendlichen dienen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen erläßt im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister des Innern allgemeine Verwaltungs- 
Vorschriften über die Durchführung des Selbstschut- 
zes bei der Deutschen Bundespost, insbesondere 
über die Auswahl der Betriebe nach § 24 sowie über 
Stärke, Gliederung, Ausrüstung und Ausbildung 
des Werkselbstschutzes der Deutschen Bundespost. 


§ 29 

Selbstschutz der Bundeswehr, des Zivilschutz- 
korps und der Polizei 

(1) Der Bundesminister der Verteidigung führt 
den Selbstschutz in Anlagen und Einrichtungen der 
Bundeswehr in eigener Verantwortung durch. Er 
kann insoweit von den Rechtsverordnungen nach 
§ 8 Abs. 3, § 9 Abs. 3 und § 23 Abs. 2 abweichen. 
Die §§ 24, 26, 30, 32 und 34 finden keine Anwen- 
dung. 

(1 a) Bund und Länder führen den Selbstschutz 
in den von ihnen unterhaltenen Anlagen und Ein- 
richtungen des Zivilschutzkorps in eigener Verant- 
wortung durch. Die §§ 24, 26, 30, 32 und 34 finden 
keine Anwendung. 

(2) Der Selbstschutz der Polizei des Bundes und 
der Länder und der Strafvollzugsverwaltung wird in 
eigener Verantwortung der zuständigen Behörden 
durchgeführt. § 26 Satz 2 und 3, §§ 30, 32 und 34 
finden keine Anwendung. 


§ 30 

Vorrang des Selbstschutzes in Wohnstätten 

(1) Selbstschutzpflichtige sind bei Gefahr feind- 
licher Angriffe aus dem Betrieb in ihre Wohnstätten 
zu entlassen, soweit dies nach Lage der Dinge mög- 
lich und zum Schutz ihrer Angehörigen oder zur Er- 
füllung besonderer Aufgaben im Selbstschutz erfor- 
derlich ist. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Betriebe, deren Wei- 
terarbeit nach der Zivilverteidigungsplanung auch 
während unmittelbarer Kampfeinwirkungen uner- 
läßlich ist oder bei denen eine Entlassung aller 
Selbstschutzpflichtigen des Betriebes zu erheblichen 
Gefahren für die sich im Bereich des Betriebes oder 
in der unmittelbaren Umgebung aufhaltenden Per- 
sonen führen würde, 

(3) unverändert 
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VIERTER ABSCHNITT 

Ausbildung 

§ 31 

Altersgrenze; Befreiung 

Zur Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen 
sind alle Selbstschutzpflichtigen im Alter von 16 bis 
65 Jahren verpflichtet. Wer aus gesundheitlichen 
oder anderen wichtigen Gründen zur Teilnahme 
außerstande ist, wird befreit. Eine freiwillige Teil- 
nahme von Selbstschutzpflichtigen über 65 Jahre ist 
zulässig. 


§ 32 

Dauer der Ausbildung 

(1) Die Dauer der Ausbildung im Selbstschutz in 
Wohnstätten beträgt bei 

1. der Grundausbildung insgesamt zehn 
Stunden; 

2. der zusätzlichen Ausbildung für besondere 
Aufgaben im gemeinschaftlichen Selbst- 
schutz bis zu fünfzig Stunden, bei ganztä- 
giger Ausbildung bis zu sieben Tagen. 

(2) Unbeschadet der Ausbildung im Selbstschutz 
in Wohnstätten beträgt die Ausbildung im Betriebs- 
selbstschutz bis zu zehn Stunden und für Werk- 
selbstschutzkräfte bis zu fünfzig Stunden. 

(3) Wer eine Ausbildung nach Absatz 1 erhalten 
hat, ist verpflichtet, in den folgenden Jahren an 
Wiederholungslehrgängen teilzunehmen. Die Ge- 
samtdauer dieser Lehrgänge darf jährlich fünf Stun- 
den nicht übersteigen. 

(4) Die Grundausbildung soll außerhalb der Ar- 
beitszeit stattfinden. Die Ausbildung im Betriebs- 
selbstschutz findet während der Arbeitszeit statt. 


§ 33 

Einzelne Ausbildungsveranstaltungen 

(1) Der örtliche Luitschutzleiter oder sein Beauf- 
tragter ordnet die Teilnahme an einzelnen Ausbil- 
dungsveranstaltungen für den Selbstschutz in 
Wohnstätten nach Maßgabe des § 32 an. 


(2) In Betrieben regelt der Leiter des Betriebs- 
selbstschutzes die Teilnahme an der Ausbildung. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

VIERTER ABSCHNITT 

Ausbildung 

§ 31 

Altersgrenze; Befreiung 

41) Zur Teilnahme an Ausbildungsveranstaltun- 
gen sind alle Selbstsdiutzpflichtigen im Alter von 
16 bis 65 Jahren verpflichtet. Wer aus gesundheit- 
lichen oder anderen wichtigen Gründen zur Teil- 
nahme außerstande ist, wird befreit. 


(2) Eine freiwillige Teilnahme ist ohne Rücksicht 
auf das Alter des Selbstschutzpflichtigen zulässig, 

wenn keine gesundheitlichen Bedenken entgegen- 
stehen. Bei Jugendlichen unter 16 Jahren ist die Zu- 
stimmung des gesetzlichen Vertreters erforderlich. 

§ 32 

Dauer der Ausbildung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Für Selbstschutzpflichtige, die eine Ausbil- 
dung nach den Absätzen 1 und 2 erhalten haben, 
kann nach Ablauf von jeweils drei Jahren die Teil- 
nahme an Wiederholungslehrgängen angeordnet 
werden. Die Gesamtdauer dieser Lehrgänge darf 
jährlich fünf Stunden nicht übersteigen. 

(4) unverändert 


(5) Eine bereits vorhandene Ausbildung ist ange- 
messen zu berücksichtigen. 

§ 33 

Einzelne Ausbildungsveranstaltungen 

(1) Der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde 
oder sein Beauftragter ordnet die Teilnahme an ein- 
zelnen Ausbildungsveranstaltungen für den Selbst- 
schutz in Wohnstätten nach Maßgabe des § 32 an. 

Die Anordnung muß dem Selbstschutzpflichtigen 
mindestens zwei Wochen vor Beginn der Ausbil- 
dung zugehen. 

(2) unverändert 
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§ 34 

Gemeinsame Ausbildungsveranstaltungen 
(Selbstschutzübungen) 

(1) Der örtliche Luftschutzleiter kann für das 
ganze Gemeindegebiet oder für Teile des Gemeinde- 
gebietes einschließlich der dort gelegenen Betriebe 
gemeinsame Ausbildungsveranstaltungen anordnen, 

(2) Die gemeinsamen Ausbildungsveranstaltun- 
gen werden auf die in § 32 festgelegte Ausbildungs- 
dauer nicht angerechnet. Ihre Gesamtdauer soll 
jährlich fünf Stunden nicht übersteigen. 

§ 35 

Zuständigkeit von Gemeindeverbänden 

Bei amtsangehörigen Gemeinden liegt die Zu- 
ständigkeit für die Befugnisse nach § 33 Abs. 1 und 
§ 34 beim leitenden Beamten der Amtsverwaltung. 
Bestehen keine Ämter, so liegt bei Gemeinden unter 
eintausend Einwohnern die Zuständigkeit beim lei- 
tenden Beamten der Kreisverwaltung. 


§ 36 

Auswirkungen von Ausbildungsveranstaltungen für 
den Selbstschutz in Wohnstätten auf das Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis 

(1) Ein Arbeitnehmer, der auf behördliche An- 
ordnung an einer Ausbildungsveranstaltung für den 
Selbstschutz in Wohnstätten teilnimmt, ist für die 
Dauer der Teilnahme von der Pflicht zur Arbeits- 
leistung befreit. Der Arbeitnehmer hat den Arbeit- 
geber über seine bevorstehende Teilnahme unver- 
züglich zu unterrichten. 

(2) Nimmt ein Arbeitnehmer an Ausbildungsver- 
anstaltungen im Sinne des § 32 Abs. 1 Nr. 2 teil, so 
hat er Anspruch auf das Arbeitsentgelt, das er ohne 
den Arbeitsausfall erhalten hätte, überschreitet der 
Arbeitsausfall die Dauer von zwei Stunden am 
Tage, so werden dem Arbeitgeber die dem Arbeit- 
nehmer nach Absatz 1 gewährten Leistungen sowie 
die Arbeitgeberanteile von Beiträgen zur Sozial- 
und Arbeitslosenversicherung erstattet. Ist im 
arbeitsgerichtlichen Verfahren über einen Anspruch 
des Arbeitnehmers auf Fortzahlung seiner Bezüge 
aus dem Arbeitsverhältnis rechtskräftig entschieden, 
so ist diese Entscheidung für die Erstattung bin- 
dend. Bezüge, die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes fortgewährt werden, sind einschließlich der 
Arbeitgeberanteile nicht zu erstatten. 

(3) Dem Arbeitnehmer dürfen aus der Teilnahme 
an der Ausbildungsveranstaltung keine Nachteile 
innerhalb des bestehenden Arbeitsverhältnisses er- 
wachsen. Insbesondere darf ihm wegen der Teil- 
nahme nicht gekündigt werden; muß der Arbeit- 
geber aus dringenden betrieblichen Erfordernissen 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 34 

Gemeinsame Ausbildungsveranstaltungen 
(Selbstschutzübungen) 

(1) Der Hauptverwaltiingsbeamte der Gemeinde 

kann für das ganze Gemeindegebiet oder für Teile 
des Gemeindegebietes einschließlich der dort ge- 
legenen Betriebe gemeinsame Ausbildungsveran- 
staltungen anordnen. 

(2) Die gemeinsamen Ausbildungsveranstaltun- 
gen sollen außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit 
stattfinden. Sie werden auf die in § 32 festgelegte 
Ausbildungsdauer nicht angerechnet. Ihre Gesamt- 
dauer soll jährlich fünf Stunden nicht übersteigen. 

§ 35 

Zuständigkeit von Gemeindeverbänden 

Bei amtsangehörigen Gemeinden und, wenn keine 
Ämter bestehen, bei Gemeinden unter 1000 Ein- 
wohnern bestimmt die Landesregierung die für die 
Wahrnehmung der Befugnisse nach § 33 Abs. 1 und 

§ 34 zuständigen Behörden. 


§ 36 

Auswirkungen von Ausbildungsveranstaltungen 
für den Selbstschutz in Wohnstätten 
auf das Dienst- oder Arbeitsverhältnis 

(1) unverändert 


(2) Nimmt ein Arbeitnehmer an Ausbildungsver- 
anstaltungen im Sinne des § 32 Abs. 1 Nr. 2 teil, so 
hat er Anspruch auf das Arbeitsentgelt, das er ohne 
den Arbeitsausfall erhalten hätte, überschreitet der 
Arbeitsausfall die Dauer von zwei Stunden amTage, 
so werden dem Arbeitgeber die von ihm zu tragen- 
den Beiträge zur Sozial- und Arbeitslosenversiche- 
rung und die dem Arbeitnehmer nach Satz 1 gewähr- 
ten Leistungen erstattet. Ist im arbeitsgerichtlichen 
Verfahren über einen Anspruch des Arbeitnehmers 
auf Fortzahlung seiner Bezüge aus dem Arbeitsver- 
hältnis rechtskräftig entschieden, so ist diese Ent- 
scheidung für die Erstattung bindend. Bezüge, die 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes fortgewährt 
werden, sind einschließlich der Arbeitgeberanteile 
nicht zu erstatten. 

(3) unverändert 
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Arbeitnehmer entlassen, so darf bei der Auswahl 
der zu Entlassenden die Teilnahme eines Arbeitneh- 
mers an einer Ausbildungsveranstaltung des Selbst- 
schutzes nicht zu dessen Ungunsten berücksichtigt 
werden. 

(4) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind 
Arbeiter und Angestellte sowie die zu ihrer Berufs- 
ausbildung Beschäftigten. 

(5) Auf Beamte und Richter sind die Vorschriften 
der Absätze 1 und 3 Satz 1 entsprechend anzuwen- 
den. 

§ 37 

Aufwendungen, Verdienstausfall, Unterstützungen 

(1) Wer an einer behördlich angeordneten Aus- 
bildungsveranstaltung teilnimmt, erhält Ersatz für 
notwendige bare Aufwendungen. 

(2) Ein Selbstschutzpflichtiger, der nicht unter § 36 
fällt oder Grenzarbeitnehmer ist, erhält Ersatz für 
den ihm entstehenden Verdienstausfall, soweit er 
an einer Ausbildungsveranstaltung im Sinne des 
§ 32 Abs. 1 Nr. 2 teilnimmt. 

(3) Ein Selbstschutzpflichtiger, dem ohne die Teil- 
nahme an einer angeordneten Ausbildungsveran- 
staltung Arbeitslosengeld, Lohnausfallvergütung, 
Schlechtwettergeld, Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe, laufende Leistungen der Kriegsopferfür- 
sorge oder Sozialhilfe zustünden, erhält diese Lei- 
stungen auch während der Dauer der Ausbildung. 

§ 38 

Ausnahme von den §§36 und 37 

Bei gemeinsamen Ausbildungsveranstaltungen 
(§ 34) sind § 36 Abs. 2 und § 37 Abs. 1 und 2 nicht 
anzuwenden. 

§ 39 

Geltendmachung der Ansprüche 

Zu den in § 36 Abs. 2 und § 37 vorgesehenen Ent- 
schädigungen, Ersatzleistungen und Erstattungen ist 
die Gemeinde verpflichtet. 

§ 40 

Rechtsverordnungen 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates nähere Bestimmungen zu erlassen über 

1. die im Vierten Abschnitt geregelte Ausbil- 
dung, insbesondere über Inhalt und Durch- 
führung der Ausbildung und einzel- 
ner Ausbildungsveranstaltungen für den 
Selbstschutz in Wohnstätten sowie über 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(4) unverändert 

(5) unverändert 

§ 37 

Aufwendungen, Verdienstausfall, Unterstützungen 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Ein Selbstschutzpflichtiger, dem ohne die Teil- 
nahme an einer angeordneten Ausbildungsveran- 
staltung Arbeitslosengeld, Lohnausfallvergütung, 
Schlechtwettergeld, Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe, laufende Leistungen der Kriegsopferfür- 
sorge oder Sozialhilfe zustünden, erhält diese Lei- 
stungen ungekürzt auch während der Dauer der 
Ausbildung. 

§ 38 

unverändert 


§ 39 

Geltendmachung der Ansprüche 

Zu den in § 36 Abs. 2 und § 37 vorgesehenen Er- 
stattungen und Ersatzleistungen ist die Gemeinde 
verpflichtet. 

§ 40 

unverändert 
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das Verfahren der Anordnung zur Teil- 
nahme, über die Befreiungsgründe, über 
die Anordnung und Durchführung gemein- 
samer Ausbildungsveranstaltungen und 
über die Grundsätze der Ausbildung im 
Betriebsselbstschutz; 

2. die Ersatzleistungen für notwendige bare 
Aufwendungen und Verdienstausfall (§ 37 
Abs. 1 und 2); 

3. die Erstattung fortgewährter Leistungen 
(§ 36 Abs. 2). 

(2) Die Rechtsverordnung nach Absatz 1 Nr. 2 
und 3 kann bestimmen, daß bei Ausbildungsveran- 
staltungen anstelle der Ersatzleistungen und Erstat- 
tungen pauschale Beträge zur Abgeltung aller An- 
sprüche geleistet werden. 

§ 41 

Fortbestand 

der Sozial- und Arbeitslosenversicherung 

Die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen 
berührt die sozialversicherungsrechtlichen Verhält- 
nisse des Selbstschutzpflichtigen nicht. Gleiches gilt 
für die Arbeitslosenversicherung. 

§ 42 

Schadenersatz 

(1) Für Schäden, die Teilnehmern an einer Aus- 
bildungsveranstaltung für den Selbstschutz in Wohn- 
stätten oder an gemeinsamen Ausbildungsveran- 
staltungen an mitgeführten Sachen entstehen, hat 
die Gemeinde Ersatz in Geld zu leisten, wenn dem 
Geschädigten nicht zugemutet werden kann, den 
Schaden selbst zu tragen. § 254 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches gilt entsprechend. Die Gemeinde ist 
zur Ersatzleistung jedoch nur gegen Abtretung der 
Ansprüche verpflichtet, die dem Geschädigten auf 
Grund des Ereignisses, auf dem die Ersatzpflicht be- 
ruht, gegen andere Personen zustehen; dies gilt 
nicht für Ansprüche aus einem Versicherungsver- 
hältnis. 


(2) Haftpflichtschäden, die Selbstschutzpflichtige 
infolge der Teilnahme an den in Absatz 1 genannten 
Ausbildungsveranstaltungen erleiden, sind von der 
Gemeinde angemessen zu ersetzen, soweit der Haft- 
pflichtige nicht auf andere Weise, namentlich durch 
eine Haftpflichtversicherung, Ersatz zu erlangen 
vermag. Die Ersatzpflicht besteht nicht, wenn der 
Ersatzpflichtige den Schaden vorsätzlich herbeige- 
führt hat. 

(3) Trifft eine Ersatzpflicht nach Absatz 1 oder 
Absatz 2 mit einer Ersatzpflicht auf. Grund fahrläs- 
siger Amtspflichtverletzung zusammen, so wird die 
Ersatzpflicht nach § 839 Abs. 1 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches nicht dadurch ausgeschlossen, daß die 
Voraussetzungen zu Absatz 1 oder Absatz 2 vor- 
liegen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 41 

unverändert 


§ 42 

Schadenersatz 

(1) Für Schäden, die Teilnehmern an einer Aus- 
bildungsveranstaltung für den Selbstschutz in 
Wohnstätten oder an gemeinsamen Ausbildungsver- 
anstaltungen an mitgeführten Sachen entstehen, hat 
die Gemeinde Ersatz in Geld zu leisten, wenn die 
Sachen zur Ausführung der Ausbildungsveranstal- 
tung erforderlich waren oder weisungsgemäß mit- 
geführt wurden. § 254 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches gilt entsprechend. Die Gemeinde ist zur Er- 
satzleistung jedoch nur gegen Abtretung der An- 
sprüche verpflichtet, die dem Geschädigten auf 
Grund des Ereignisses, auf dem die Ersatzpflicht be- 
ruht, gegen andere Personen zustehen; dies gilt 
nicht für Ansprüche aus einem Versicherungsver- 
hältnis. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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(4) Die Teilnehmer an den in Absatz 1 genann- 
ten Ausbildungsveranstaltungen haften für die Tö- 
tung, für die Verletzung des Körpers oder der Ge- 
sundheit eines anderen Teilnehmers oder für die 
Beschädigung der von einem anderen Teilnehmer 
mitgeführten Sachen nur, wenn sie die Tötung, Ver- 
letzung oder Beschädigung vorsätzlich herbeige- 
führt haben. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Aufgaben des Bundesluftschutzverbandes 

§ 43 

Mitwirkung beim Selbstschutz in Wohnstätten 

(1) Beim Aufbau des Selbstschutzes in Wohnstät- 
ten, insbesondere bei der Ausbildung, bedient sich 
der örtliche Luftschutzleiter oder der nach § 35 zu- 
ständige leitende Beamte der Verwaltung des Ge- 
meindeverbandes der zuständigen Dienststelle des 
Bundesluftschutzverbandes; sie ist vor der Bestel- 
lung der Leiter der Selbstschutzbezirke und der 
Selbstschutzblocks und der Führer der Selbstschutz- 
züge anzuhören. 

(2) Der Bundesminister des Innern erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften über die Zusammenarbeit zwischen dem 
örtlichen Luftschutzleiter oder dem nach § 35 zustän- 
digen leitenden Beamten des Gemeindeverbandes 
und dem Bundesluftschutzverband. 

§ 44 

Mitwirkung beim Betriebsselbstschutz 

(1) Mit Zustimmung des örtlichen Luftschutz- 
leiters kann der Bundesluftschutzverband an der 
Ausbildung im Betriebsselbstschutz mitwirken, so- 
fern der Betriebsselbstschutzleiter dies beantragt. 

(2) Für die Mitwirkung des Bundesluftschutzver- 
bandes bei der Ausbildung im Betriebsselbstschutz 
der bundeseigenen Verwaltungen einschließlich der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundes- 
post ist die Zustimmung des örtlichen Luftschutz- 
leiters nicht erforderlich. Das gleiche gilt für Aus- 
bildungsveranstaltungen im Betriebsselbstschutz, die 
nicht in örtlichen Ausbildungsstätten durchgeführt 
werden. 

§ 45 

Änderung des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung 

§ 31 Abs. 2 des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1696) in der Fassung des 


B (VS r h I ü s s (' d e s 6. A u s s c h u s s (^ s 
(4) unverändert 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Aufgaben des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz 

§ 43 

Mitwirkung beim Selbstschutz in Wohnstätten 

(1) Beim Aufbau des Selbstschutzes in Wohnstät- 
ten, insbesondere bei der Ausbildung, bedient sich 
der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde oder 
die nach § 35 zuständige Behörde der zuständigen 
Dienststelle des Bundesverbandes für den Selbst- 
schütz; sie ist vor der Bestellung der Leiter der 
Selbstschutzbezirke und der Selbstschutzteilbezirke 
und der Führer der Selbstschutzzüge anzuhören. 

(2) Der Bundesminister des Innern erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften über die Zusammenarbeit zwi- 
schen dem Hauptverwaltungsbeamten der Gemeinde 
oder der nach § 35 zuständigen Behörde und dem 
Bundesverband für den Selbstschutz. 

§ 44 

Mitwirkung beim Betriebsselbstschutz 

(1) Mit Zustimmung des Hauptverwaltungsbeam- 
ten der Gemeinde kann der Bundesverband für den 
Selbstschutz an der Ausbildung im Betriebsselbst- 
schutz mitwirken, sofern der Betriebsselbstschutz- 
leiter dies beantragt. 

(2) Für die Mitwirkung des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz bei der Ausbildung im Betriebs- 
selbstschutz der bundeseigenen Verwaltungen ein- 
schließlich der Deutschen Bundesbahn und der Deut- 
schen Bundespost ist die Zustimmung des Haupt- 
verwaltungsbeamten der Gemeinde nicht erforder- 
lich. Das gleiche gilt für Ausbildungsveranstaltun- 
gen im Betriebsselbstschutz, die nicht in örtlichen 
Ausbildungsstätten durchgeführt werden. 

§ 45 

Änderung des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung 

§ 31 dos Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1696) in der Fassung des Ge- 
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Gesetzes zur Errichtung des Bundesamtes für zivilen 
Bevölkerungsschutz vom 5. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzhl. I S. 893) erhält folgende Fassung: 


„(2) Der Dundesluftschutzverband hat die Auf- 
gabe, nach den Richtlinien und Weisungen, die vom 
Bundesminister des Innern oder in seinem Auftrag 
vom Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz er- 
lassen werden, 

1. die Bevölkerung über die Wirkung von 
Angriffswaffen und über Schutzmöglich- 
keiten aufzuklären und sie bei Selbst- 
schutzmaßnahmen zu beraten, 

2. den örtlichen Lufischutzleiter beim Aufbau 
des Selbstschutzes in Wohnstätten, insbe- 
sondere bei der Ausbildung, zu unter- 
stützen; er kann für diesen Zweck eigene 
Ausbildungsstätten einrichten und unter- 
halten, 

3. bei der Ausbildung im Betriebsselbst- 
schutz mitzuwirken, soweit er diese Auf- 
gabe im Einzelfall übernommen hat, 

4. im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften 
an sonstigen Maßnahmen des zivilen Be- 
völkerungsschutzes mitzuwirken." 


B e s c h 1 ü s s d (' s ti, A u s s c h ii s s (' s 

setzes zur Errichtung des Bundesamtes für ziviten 
Bevölkerungsschutz vom 5. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 893) erhält folgende Fassung: 

»§ 31 

(1) Es wird eine bimdesunmitteibare Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts errichtet, welche die 
Bezeichnung „Bundesverband für den Selbst- 
schutz" führt. Mitglieder können der Bund, die 
Länder und die kommunalen Spitzenverbände 
sein. Der Verband dient gemeinnützigen Zwecken 
und untersteht der Aufsicht des Bundesministers 
des Innern. Dieser kann die Ausübung der Auf- 
sicht dem Bundesamt für zivilen Bevölkerungs- 
schutz übertragen. 

(2) Der Bundesverband für den Selbstschutz 

hat die Aufgabe, nach den Richtlinien und Wei- 
sungen, die vom Bundesminister des Innern oder 
in seinem Auftrag vom Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz erlassen werden, 

1. unverändert 


2. den Hauptverwaltungsbeamten der Ge- 
meinde beim Aufbau des Selbstschutzes 
in Wohnstätten, insbesondere bei der 
Ausbildung, zu unterstützen; er kann 
für diesen Zweck eigene Ausbildungs- 
stätten einrichten und unterhalten, 

3. unverändert 


4. im Rahmen der gesetzlichen Vorschrif- 
ten an sonstigen Maßnahmen des Zivil- 
schutzes mitzuwirken. 

(3) Der Bundesminister des Innern bestimmt 
den Sitz der Körperschaft und wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates den Aufbau der Körperschaft einschließ- 
lich der Verleihung der Dienstherrnfähigkeit zu 
regeln. Die näheren Bestimmungen über die Orga- 
nisation trifft eine Satzung, die von der Körper- 
schaft mit Zustimmung des Bundesministers des 
Innern erlassen wird. 

(4) Der Direktor des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz wird in das Beamtenverhältnis auf 
Zeit für die Dauer von sechs Jahren berufen; 
Wiederernennung ist zulässig. Die für Beamte auf 
Lebenszeit geltenden Vorschriften finden entspre- 
chende Anwendung. Der Beamte tritt auch mit 
dem Ablauf der Amtszeit in den Ruhestand, sofern 
er nicht erneut für eine weitere Amtszeit berufen 
wird. Er ist verpflichtet, einer erneuten Berufung 
Folge zu leisten; kommt er dieser Verpflichtung 
nicht nach, so ist er zu entlassen." 
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SECHSTER ABSCHNITT 
Versorgung 

§ 46 

Versorgung 

(1) Wer durch einen Unfall während der Teil- 
nahme an Ausbildungsveranstaltungen oder der 
Durchführung von Selbstschutzmaßnahmen im Ver- 
teidigungsfalle eine gesundheitliche Schädigung er- 
litten hat, erhält wegen der gesundheitlichen und 
wirtschaftlichen Folgen der Schädigung auf Antrag 
Versorgung in entsprechender Anwendung des Bun- 
desversorgungsgesetzes, soweit dieses Gesetz nichts 
Abweichendes bestimmt. In gleicher Weise erhalten 
die Hinterbliebenen eines Beschädigten auf Antrag 
Versorgung. 


(2) Absatz 1 gilt auch, wenn ein Selbstschutz- 
pflichtiger auf einem mit der Ausbildungsveranstal- 
tung zusammenhängenden Weg nach oder von dem 
Ort dieser Ausbildungsveranstaltung einen Unfall 
erleidet oder gesundheitlich dadurch geschädigt 
wird, daß er im Hinblick auf sein pflichtgemäßes 
Verhalten im Selbstschutz oder in seiner Eigenschaft 
als Selbstschutzpflichtiger mit besonderen Aufgaben 
im gemeinschaftlichen Selbstschutz aus Gründen, die 
er nicht zu vertreten hat, angegriffen wird. 

(3) Zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung 
als Folge einer Schädigung genügt die Wahrschein- 
lichkeit des ursächlichen Zusammenhanges. 

(4) Eine vom Beschädigten absichtlich herbeige- 
führte Schädigung gilt nicht als Schädigung im Sinne 
dieses Gesetzes. 


B(} Schlüsse des 6. Ausschusses 

§ 45 a 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Die dem Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch das 
Gesetz, zur Förderung eines freiwilligen sozialen 
Jahres vom 17. August 1964 (Bundesgesetzbl.I S. 640), 
als Anlage I beigegebene Besoldungsordnung B wird 
wie folgt geändert: 

In Besoldungsgruppe B 4 wird unter „Mittelbarer 
Bundesdienst" eingefügt: 

„Direktor des Bundesverbandes für den Selbstschutz 
(als Geschäftsführendes Vorstandsmitglied)". 


SECHSTER ABSCHNITT 
Versorgung 

§ 46 

Versorgung 

(1) Wer bei Ausbildungsveranstaltungen oder in 

Ausübung besonderer Aufgaben im gemeinschaft- 
lichen Selbstschutz durch die Erfüllung der ihm nach 
diesem Gesetz obliegenden Verpflichtungen oder 
durch einen Unfall während der Erfüllung dieser 
Verpflichtungen eine gesundheitliche Schädigung er- 
litten hat, erhält wegen der gesundheitlichen und 
wirtschaftlichen Folgen der Schädigung auf Antrag 
Versorgung in entsprechender Anwendung des Bun- 
desversorgungsgesetzes, soweit dieses Gesetz nichts 
Abweichendes bestimmt. Das gleiche gilt im Ver- 
teidigungsfall bezüglich der sich aus § 3 Abs. 2, 
§12 Abs. 2 Satz 1 ergebenden Pflichten. Freiwillige 
Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen (§ 31 
Satz 3) steht der Erfüllung von Verpflichtungen nach 
diesem Gesetz gleich. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Ist der Beschädigte an den Folgen der Schädi- 
gung gestorben, so erhalten seine Hinterbliebenen 
auf Antrag Versorgung. 
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§ 47 

Versorgungsansprüche aus anderen Gesetzen 

(1) Ist eine gesundheitsschädigende Einwirkung 
im Sinne des § 46 zugleich eine Schädigung nach an- 
deren Gesetzen, die das Bundesversorgungsgesetz 
für anwendbar erklären, so findet dieses Gesetz 
keine Anwendung. 

(2) Treffen Ansprüche aus § 46 mit Ansprüchen 
aus einer Schädigung im Sinne des § 1 des Bundes- 
versorgungsgesetzes oder nach anderen Gesetzen 
zusammen, die das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklären, so ist unter Berücksichtigung der 
durch die gesamten Schädigungsfolgen bedingten 
Minderung der Erwerbsfähigkeit eine einheitliche 
Rente festzusetzen. 

(3) § 46 gilt nicht für gesundheitliche Schädigun- 
gen bei Erfüllung von SeLbstschutzaufgaben auf 
Grund eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisscs. 

§ 48 

Organisation, Verfahren, Rechtsweg 

(1) Die Versorgung nach den §§ 46 und 47 wird 
von den zur Durchführung des Bundesversorgungs- 
gesetzos zuständigen Behörden im Aufträge des 
Bundes durchgeführt. 

(2) Zuständige oberste Bundesbehörde ist der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung und, 
soweit die Versorgung in der Gewährung von 
Kriegsopferfürsorge nach den §§ 25 bis 27 e des 
Bundesversorgungsgesetzes besteht, der Bundes- 
minister des Innern. Weisungen des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung, die eine grund- 
sätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeu- 
tung haben oder einen Härteausgleich betreffen, er- 
gehen im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern. 

(3) Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren 
der Kriegsopferversorgung vom 2. Mai 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 202), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Kriegs- 
opferrechts vom 27. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 453), ist anzuwenden. 

(4) Die Aufwendungen für die Versorgungslei- 
stungen trägt der Bund. Die Ausgaben sind für 
Rechnung des Bundes zu leisten. Die damit zusam- 
menhängenden Einnahmen sind an den Bund abzu- 
führen. Die Bestimmungen des § 53 Abs. 5 sind an- 
zuwenden. 

(5) Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in An- 
gelegenheiten der §§ 46 und 47 Abs. 1 und 2 ist der 
Sozialrechtsweg gegeben. Soweit das Sozialgerichts- 
gesetz für bestimmte Rechtsgebiete besondere Vor- 
schriften enthält, gelten die Vorschriften für die 
Kriegsopferversorgung. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 47 

unverändert 


§ 48 

Organisation, Verfahren, Rechtsweg 

(1) Der Versorgung nach den §§46 und 47 wird 
von den zur Durchführung des Bundesversorgungs- 
gesetzes zuständigen Behörden durchgeführt. 

(2) unverändert 


(3) Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren 
der Kriegsopferversorgung vom 2. Mai 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 202), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Kriegsopferrechts vom 21. Februar 1964 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 85), ist anzuwenden. 

(4) unverändert 


(5) Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in An- 
gelegenheiten der §§ 46 und 47 Abs. 1 und 2 ist der 
Rechtsweg vor den Gerichten der Sozialgerichtsbar- 
keit gegeben. Soweit das Sozialgerichtsgesetz für 
bestimmte Rechtsgebiete besondere Vorschriften 
enthält, gelten die Vorschriften für die Kriegsopfer- 
versorgung. 
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(6) Die Absätze 3 und 5 gelten nicht, soweit die 
Versorgung in der Gewährung von Kriegsopferfür- 
sorge nach den §§25 bis 27 e des Bundesversor- 
gungsgesetzes besteht. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 49 

Auskünfte 

(1) Die zuständige Behörde kann zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes sowie zur Vorbereitung und 
Durchführung der auf Grund dieses Gesetzes zu er- 
lassenden Rechtsverordnungen von Personen und 
nichtrechtsfähigen Personenvereinigungen die er- 
forderlichen Auskünfte verlangen. 

(2) Die von den zuständigen Behörden mit der 
Einholung von Auskünften beauftragten Personen 
sind befugt, Grundstücke und Geschäftsräume sowie 
Verkehrsmittel der Auskunftspflichtigen zu betre- 
ten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzuneh- 
men sowie in die geschäftlichen und technischen Un- 
terlagen des Auskunftspflichtigen Einsicht zu neh- 
men. Bei juristischen Personen und nicht rechtsfähi- 
gen Personenvereinigungen haben die nach Gesetz, 
Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung 
berufenen Personen die verlangten Auskünfte zu er- 
teilen und Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichnelen Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(4) Die nach Absatz 1 und 2 erlangten Kenntnisse 
und Unterlagen dürfen nicht für ein Besteuerungs- 
verfahren oder ein Steuerstrafverfahren verwendet 
werden. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei- 
stands- und Anzeigepflichten gegenüber den Finanz- 
ämtern gelten insoweit nicht. 

§ 50 

Zulassung von Selbstschutzgegenständen 

(1) Der Vertrieb von Geräten, Mitteln und Ein- 
richtungen, die ausschließlich oder vorwiegend für 
Selbstschutzzwecke bestimmt sind (Selbstschutz- 
gegenstände), bedarf der Genehmigung des Bundes- 
amtes für zivilen Bevölkerungsschutz, wenn diese 
Gegenstände für die Sicherheit und Gesundheit der 
Bevölkerung von besonderer Bedeutung sind. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
(6) unverändert 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 49 

Auskünfte 

(1) unverändert 


(2) Die von den zuständigen Behörden mit der 
Einholung von Auskünften beauftragten Personen 
sind iin Rahmen des Absatzes 1 befugt, Grundstücke 
und Geschäftsräume sowie Verkehrsmittel der Aus- 
kunftspflichtigen zu betreten, dort Prüfungen und 
Besichtigungen vorzunehmen sowie in die geschäft- 
lichen und technischen Unterlagen des Auskunfts- 
pflichtigen Einsicht zu nehmen. 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 50 

Vertrieb von Selbstschutzgegenständen 

(1) Die nach Maßgabe der Rechtsverordnungen 
zu § 6 Abs. 2, § 7 Abs. 2, § 8 Abs. 3, § 9 Abs. 3, 
§ 23 Abs. 2 und § 24 Abs. 2 sowie der allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zu § 18 dieses Gesetzes zu 
beschaffenden Selbstschutzgegenstände müssen den 
anerkannten Regeln der Wissenschaft und Technik 
auf dem Gebiet des Zivilschutzes entsprechen. Die 
an Selbstschutzgegenstände zu stellenden besonde- 
ren Anforderungen werden vom Bundesamt für 
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f2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und mit Zustim- 
mung des Bundesrates nähere Bestimmungen zu er- 
lassen über 


1. die der Genehmigung spilicht unterliegen- 
den Selbstschutzgegenstände und über das 
Genehmigungsverfahren beim Bundesamt 
für zivilen Bevölkerungsschutz; 


2. die in dem Verfahren nach Nummer 1 zu 
erhebenden Gebühren. 

§ 51 

Anforderung von Leistungen 

(1) Für die Inanspruchnahme von Sach- und 
Werkleistungen bei Ausbildungsveranstaltungen 
auf Grund dieses Gesetzes gelten die Vorschriften 
des Bundesleistungsgesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27. September 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1789) nach Maßgabe der Absätze 2 und 3. 

(2) Als Leistungen können nur angefordert wer- 
den: 

1. Die Überlassung von baulichen Anlagen, 
Teilen von baulichen Anlagen und unbe- 
bauten Grundstücken zum Gebrauch, zum 
Mitgebrauch oder zu anderer Nutzung; 

2. die Überlassung von Fernsprech- und Fern- 
schreibteilnehmereinrichtungen zum Ge- 
brauch oder Mitgebrauch im Rahmen der 
bestehenden Teilnehmerverhältnisse zur 
Deutschen Bundespost; 

3. die Duldung von Einwirkungen auf be- 
wegliche und unbewegliche Sachen; 

4. Werkleistungen, insbesondere Instandset- 
zungsleistungen sowie Verpflegungslei- 
stungen, soweit diese Leistungen im Rah- 
men des allgemeinen Geschäftsbetriebs 
des Leistungspflichtigen vorgenommen zu 
werden pflegen, ferner Verkehrsleistun- 
gen von Eigentümern oder Besitzern von 
Verkehrsmitteln, auch wenn es sich nicht 
um Verkehrsunternehmen handelt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

zivilen Bevölkerungsschutz herausgegeben und im 
Bundesanzeiger veröffentlicht. 

(2) Durch ein Gütezeichen, das dem Hersteller 
auf Antrag von einer staatlich anerkannten Stelle 
erteilt wird, kann nachgewiesen werden, daß die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt sind. 

(3) Soweit die zweckdienliche Beschaffenheit von 
Selbstschutzgegenständen, die für die Sicherheit 
oder Gesundheit von besonderer Bedeutung sind, 
durch ein Verfahren der freiwilligen Güteprüfung 
nicht zu gewährleisten ist, kann der Bundesminister 
des Innern im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft durch Rechtsverordnung 

1. bestimmen, daß Selbstschutzgegenstände 

nur in den Verkehr gebracht werden dür- 
fen, wenn ihre Bauart durch das Bundes- 
amt für zivilen Bevölkerungsschutz oder 
durch eine von diesem beauftragte Stelle 
zugelassen worden ist; 

2. die technischen Anforderungen festlegen, 
unter denen die Zulassung möglich ist; 

3. das Zulassungsverfahren regeln und die 
Gebühren festsetzen. 

§ 51 

Anforderung von Leistungen 

(1) Für die Inanspruchnahme von Sach- und 
Werkleistungen bei Ausbildungsveranstaltungen auf 
Grund dieses Gesetzes gelten die Vorschriften des 
Bundesleistungsgesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27, September 1961 (Bundes- 
geselzbl. I S. 1769) nachMaßgabe der* Absätze 2 und 3. 

(2) Als Leistungen gemäß Absatz 1 können, unter 
Berücksichtigung des § 3 des Bundesleistungsgeset- 
zes, nur angefordert werden: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 
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(3) Die Vorschriften der §§ 45, 66 bis 76, 77 
Abs. 3, §§ 79 bis 83, 87 bis 94 und 96 ff. des Bundes- 
leistungsgesetzes sind nicht anzuwenden. 

§ 52 

Bundesauftragsverwaltung 

(1) Obliegt die Ausführung dieses Gesetzes den 
Ländern einschließlich der Gemeinden oder Ge- 
meindeverbände, so handeln sie im Auftrag des 
Bundes. Soweit in diesem Gesetz den Gemeinden 
Aufgaben übertragen werden, ist für die Ausfüh- 
rung des Gesetzes der örtliche Luftschutzleiter zu- 
ständig. Dieser leitet den Selbstschutz in Wohn- 
stätten. 

(2) Soweit nach Kommunalverfassungsrecht ein 
kollegiales Organ die Auftragsangelegenheiten 
wahrzunehmen hat, tritt an dessen Stelle der lei- 
tende Beamte der Verwaltung der Gemeinde oder 
des Gemeindeverbandes. 

(3) Der Bundesminister des Innern kann die Aus- 
übung der Bundesaufsicht in seinem Aufgabenbe- 
reich und der Weisungsbefugnis, die ihm im Rah- 
men der Auftragsverwaltung zusteht, ganz oder 
teilweise auf das Bundesamt für zivilen Bevölke- 
rungsschutz übertragen. 


§ 53 
Kosten 

(1) Der Bund trägt die Kosten, die dem Bundes- 
luftschutzverband aus seiner Mitwirkung beim Auf- 
bau des Selbstschutzes, insbesondere bei der Aus- 
bildung, entstehen. 

(2) Der Bund trägt ferner die Kosten, die den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden durch die Aus- 
bildung im Selbstschutz und die Ausrüstung der 
Selbstschutzzüge erwachsen. Die Verpflichtung des 
Bundes beschränkt sich auf die Kosten von Selbst- 
schutzmaßnahmen der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände, die durch dieses Gesetz, durch die zu ihm 
erlassenen Rechtsverordnungen und allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften und durch Weisungen der 
zuständigen Bundesbehörden vorgeschrieben wer- 
den. Sie erstreckt sich nicht auf persönliche und 
sächliche Verwaltungskosten der Gemeinden und 
Gemeindeverbände. 

(3) Die Kosten für die Beschaffung der Selbst- 
schutzausrüstung, der Haushaltsbevorratung, der 
Geräteausstattung für Gebäude und der Verdunke- 
lung sind von der zuständigen Gemeinde zu tragen 
und vom Bund zu erstatten für solche Personen, 
deren Einkommen die im Bundessozialhilfegesetz 
gemäß den §§ 21 bis 24, 33, 41 Abs. 2, § 53 Abs. 2 
und § 56 Abs. 1 Nr. 1 maßgebenden Bedarfssätze 
für laufende Leistungen einschließlich Unterkunft um 
nicht mehr als 50 vom Hundert übersteigt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3) Die Vorschriften der §§ 45, 66 bis 76, 77 
Abs. 3, §§ 79 bis 83 und §§ 87 bis 94 des Bundes- 
leistungsgesetzes sind nicht anzuwenden. 

§ 52 

Bundesauftragsverwaltung 

(1) Obliegt die Ausführung dieses Gesetzes den 
Ländern, einschließlich der Gemeinden oder Gemein- 
deverbändc, so handeln sie im Auftrag des Bundes. 
Soweit in diesem Gesetz den Gemeinden Aufgaben 
übertragen werden, ist für die Ausführung des Ge- 
setzes der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde 
zuständig. 

(2) Soweit nach Kommunalverfassungsrecht ein 
kollegiales Organ die Auftragsangelegenheiten 
wahrzunehmen hat, tritt an dessen Stelle der Haupt- 
verwaltungsbeamte der Gemeinde oder des Ge- 
meindeverbandes. 

(3) Der Bundesminister des Innern übt in sei- 
nem Aufgabenbereich die Befugnisse aus, die der 
Bundesregierung nach Artikel 85 Abs. 4 des Grund- 
gesetzes zustehen. Er kann diese Befugnisse sowie 
seine Weisungsbefugnis nach Artikel 85 Abs. 3 des 
Grundgesetzes ganz oder teilweise auf das Bundes- 
amt für zivilen Bevölkerungsschutz übertragen. 

§ 53 

Kosten 

(1) Der Bund trägt die Kosten, die dem Bundes- 
verband für den Selbstschutz aus seiner Mitwirkung 
beim Ausbau des Selbstschutzes, insbesondere bei 
der Ausbildung, entstehen. 

(2) unverändert 


(3) Die Kosten für die Beschaffung der Selbst- 
schutzausrüstung, der Notbevorratung, der Geräte- 
ausstattung für Gebäude und der Verdunkelung sind 
von der zuständigen Gemeinde zu tragen und vom 
Bund zu erstatten für solche Personen, deren Ein- 
kommen die im Bundessozialhilfegesetz gemäß den 
§§ 21 bis 24, 33, 41 Abs. 2, § 53 Abs. 2 und § 56 
Abs. 1 Nr. 1 maßgebenden Bedarfssätze für laufende 
Leistungen einschließlich Unterkunft um nicht mehr 
als 80 vom Hundert übersteigt. 
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(4) Die in Absatz 2 Satz 1 aufgeführten Ausga- 
ben sind für Rechnung des Bundes zu leisten. Die 
damit zusammenhängenden Einnahmen sind an den 
Bund abzuführen. 

(5) Auf die für Rechnung des Bundes zu leisten- 
den Ausgaben und die mit ihnen zusammenhängen- 
den Einnahmen sind die Vorschriften über das Haus- 
haltsrecht des Bundes anzuwenden. Die für die 
Durchführung des Haushalts verantwortlichen Bun- 
desbehörden können ihre Befugnisse auf die zu- 
ständigen obersten Landesbehörden übertragen und 
zulassen, daß auf die für Rechnung des Bundes zu 
leistenden Ausgaben und die mit ihnen zusammen- 
hängenden Einnahmen die landesrechtlichen Vor- 
schriften über die Kassen- und Buchführung der zu- 
ständigen Gemeindebehörden angewendet werden. 


ACHTER ABSCHNITT 

Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschrift 
§ 54 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne anerken- 
nenswerten Grund 

1. entgegen § 9 die Verdunkelung, Tarnung 
oder Abschirmung von Wärmequellen 
nicht vorbereitet; 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 53 a 

Steuerliche Vergünstigungen 

(1) Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
von Wirtschaftsgütern, die auf Grund der nach § 23 
Abs. 2 und § 24 Abs. 2 zu erlassenden Rechtsverord- 
nungen angeschafft oder hergestellt werden, können 
im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung 
in voller Höhe als Betriebsausgaben abgesetzt wer- 
den. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Wirtschaftsgüter 
bleiben bei der Feststellung des Einheitswerts des 
gewerblichen Betriebs außer Betracht. 

(3) Die Aufwendungen für Selbstschutzgegen- 
stände, die auf Grund der nach § 6 Abs. 2, § 7 Abs. 2, 
§ 8 Abs. 3 und § 9 Abs. 3 zu erlassenden Rechtsver- 
ordnungen angeschafft werden und die weder Be- 
triebsausgaben noch Werbungskosten sind, können 
bei der Ermittlung des Einkommens wie Sonderaus- 
gaben abgezogen werden; § 10 c des Einkommen- 
steuergesetzes findet Anwendung. 


ACHTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

siehe § 55 


2. entgegen § 12 eine Anordnung nicht be- 
folgt; 

3. entgegen § 3 Abs. 3 die ihm nach §§ 15, 
16, 17 oder 19 in Verbindung mit § 20 
übertragenen besonderen Aufgaben im 
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gemeinschaftlichen Selbstschutz nicht oder 
nicht vollständig durchführt; 

4. entgegen § 33 Abs. 1 oder § 34 der An- 
ordnung zur Teilnahme an einer Ausbil- 
dungsveranstaltung nicht nachkommt; 

5. als Leiter des Betriebsselbstschutzes ent- 
gegen § 22 

a) den Betriebsselbstschutz nicht aufbaut 
oder 

b) die Betriebsangehörigen in der Wahr- 
nehmung ihrer besonderen Selbst- 
schutzaufgaben im Betriebe nicht unter- 
weist; 

6. als Inhaber eines Betriebes 

a) entgegen § 23 die erforderlichen Aus- 
rüstungsgegenstände, Arznei- und Ver- 
bandmittel oder Lebensmittel nicht be- 
reithält oder die Bevorratung von 
Wasser nicht vorbereitet oder 

b) entgegen § 24 nicht für die Aufstel- 
lung, Ausbildung und Ausrüstung eines 
Werkselbstschutzes sorgt; 

7. entgegen § 50 Selbstschutzgegenstände 
ohne die erforderliche Genehmigung des 
Bundesamtes für zivilen Bevölkerungs- 
schutz vertreibt. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig entgegen § 49 Abs. 1 und 2 

1. eine Auskunft nicht, unrichtig, nicht voll- 
ständig oder nicht rechtzeitig erteilt; 

2. die Einsichtnahme in die geschäftlichen 
und technischen Unterlagen nicht oder 
nicht vollständig gestattet; 

3. das Betreten von Grundstücken, Geschäfts- 
räumen und Verkehrsmitteln zum Zwecke 
der Besichtigung nicht gestattet. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
fünftausend Deutsche Mark und, wenn sie fahrläs- 
Siig begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu zwei- 
tausend Deutsche Mark geahndet werden. 


siche § 55 


§ 54 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
Behörde oder des Bundesverbandes für den Selbst- 
schutz bei seiner Tätigkeit auf Grund dieses Gesetzes 
bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen bestraft. 
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(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 55 s i e h c § 54 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs* oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer Behörde oder des Bundesluftschutzverbandes 
bei seiner Tätigkeit auf Grund dieses Gesetzes be- 
kanntgeworden ist, unbefugt offenbart, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


s i e h e § 54 § 55 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne anerken- 
nenswerten Grund 

1. entgegen § 9 die Verdunkelung nicht vor- 
bereitet; 

2. entgegen § 12 eine Anordnung nicht be- 
folgt; 

3. entgegen § 3 Abs. 3 die ihm nach §§ 15, 
16, 17 oder 19 in Verbindung mit § 20 
übertragenen besonderen Aufgaben im 
gemeinschaftlichen Selbstschutz nicht oder 
nicht vollständig durchführt; 

4. entgegen § 33 Abs. 1 oder § 34 der An- 
ordnung zur Teilnahme an einer Ausbil- 
dungsveranstaltung nicht nachkommt; 

5. als Leiter des Betriebsselbstschutzes ent- 
gegen § 22 

a) den Betriebsselbstschutz nicht aufbaut 
oder 
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§ 56 

Handeln für einen anderen 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 54 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs oder als gesetzlicher Vertreter eines 
anderen handelt. Dies gilt auch dann, wenn die 
Rechtshandlung, welche die Vertretungsbefugnis be- 
gründen sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Unternehmens oder eines Teils des Unterneh- 
mens einen anderen beauftragt oder von diesem 
ausdrücklich damit betraut ist, in eigener Verant- 
wortung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz 
oder die zu diesem Gesetz erlassenen Rechtsverord- 
nungen auferlegen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

b) die Betriebsangehörigen in der Wahr- 
nehmung ihrer besonderen Selbst- 
schutzaufgaben im Betriebe nicht unter- 
weist; 

6. als Inhaber eines Betriebes 

a) entgegen § 23 die erforderlichen Aus- 
rüstungsgegenstände, Sanitätsmittel 
oder Lebensmittel nicht bereithält oder 
die Bevorratung von Wasser nicht vor- 
bereitet oder 

b) entgegen § 24 nicht für die Aufstel- 
lung, Ausbildung und Ausrüstung eines 
Werkselbstschutzes sorgt. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 

1 . vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 49 
Abs. 1 und 2 

a) eine Auskunft nicht, unrichtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig 
erteilt; 

b) die Einsichtnahme in die geschäftlichen 
und technischen Unterlagen nicht oder 
nicht vollständig gestattet; 

c) das Betreten von Grundstücken, Ge- 
schäftsräumen und Verkehrsmitteln 
zum Zwecke der Besichtigung nicht ge- 
stattet oder 

2. entgegen einer auf Grund des § 50 Abs. 3 
erlassenen Rechtsverordnung ohne die 
erforderliche Zulassung Selbstschutzgegen- 
stände in den Verkehr bringt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
fünftausend Deutsche Mark und, wenn sie fahrläs- 
sig begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu zwei- 
tausend Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 56 

Handeln für einen anderen 

(1) unverändert 


(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Unternehmens oder eines Teils des Unternehmens 
eines anderen beauftragt oder von diesem ausdrück- 
lich damit betraut ist, in eigener Verantwortung 
Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz oder die zu 
diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen auf- 
erlegen. 
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§ 57 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

(1) Begeht jemand in einem Unternehmen eine 
durch § 54 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so 
kann gegen den Inhaber oder Leiter des Unterneh- 
mens oder den gesetzlichen Vertreter des Inhabers 
oder ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung 
berufenen Organs einer juristischen Person oder 
einen vertretungsberechtigten Gesellschafter einer 
Personenhandelsgesellschaft eine Geldbuße festge- 
setzt werden, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig 
ihre Aufsichtspflicht verletzt haben und der Verstoß 
hierauf beruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu fünftausend Deutsche Mark; 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu zweitausend Deutsche Mark. 

§ 58 

Geldbuße gegen juristische Personen und 
Personenhandelsgesellschaften 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungs- 
widrigkeit nach § 54, so kann auch gegen die juri- 
stische Person oder die Personenhandelsgesellschaft 
eine Geldbuße nach Maßgabe des § 54 Abs. 3 fest- 
gesetzt werden. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Ordnungswidrigkeit empfangen oder 
aus ihr gezogen hat. 


NEUNTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 

§ 59 

V erteidigungsfall 

Verpflichtungen, Zuständigkeiten und Befugnisse, 
die nach den Vorschriften dieses Gesetzes vom Ein- 
tritt des Verteidigungsfalles abhängig sind, gelten 
in gleichem Umfange vor Verkündung des Verteidi- 
gungsfalles, wenn 

1. eine fremde bewaffnete Macht Feindseligkei- 
ten gegen die Bundesrepublik eröffnet hat 
oder 

2. die Bundesregierung festgestellt hat, daß eine 
verstärkte Durchführung von Selbstschutzmaß- 
nahmen dringend erforderlich ist. 


eschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 57 

unverändert 


§ 58 

unverändert 


NEUNTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 

§ 59 

unverändert 
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§ 60 

Eigentümer und Mieter 

(1) Soweit nach diesem Gesetz der Eigentümer 
einer beweglichen oder unbeweglichen Sache ver- 
pflichtet ist, tritt bei Sachen, an denen ein Nieß- 
brauch oder ein Erbbaurecht besteht, an seine Stelle 
der Nießbraucher oder der Erbbauberechtigte. 

(2) Ist Wohnungseigentum oder Teileigentum be- 
gründet, so tritt für die Räume, die Gegenstand des 
Sondereigentums sind, der Wohnungseigentümer 
oder der Teileigentümer an die Stelle des Eigen- 
tümers. 

(3) Für Räume, die auf Grund eines anderen 
Rechtsverhältnisses als eines Mietverhältnisses zur 
Benutzung überlassen sind, tritt an die Stelle des 
Mieters der Nutzungsberechtigte. 

§ 61 

V erwaltungsrechtsweg 

(1) Soweit für Rechtsstreitigkeiten nach diesem 
Gesetz nicht ein anderer Rechtsweg gegeben ist, gilt 
hierfür die Verwaltimgsgerichtsordnung. 

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Verwaltungsakte, die auf Grund dieses Gesetzes 
oder einer auf diesem Gesetz beruhenden Rechts- 
verordnung bei Ausbildungsveranstaltungen oder 
nach Verkündung des Verteidigungsfalles oder 
beim Vorliegen einer der in § 59 genannten Voraus- 
setzungen erlassen werden, haben keine aufschie- 
bende Wirkung. 

(3) In einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren, 
das einen solchen Verwaltungsakt zum Gegenstand 
hat, sind die Berufung gegen ein Urteil und die Be- 
schwerde gegen eine andere Entscheidung des Ver- 
waltungsgerichts ausgeschlossen. 


§ 62 

Änderung des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung 

§ 6 des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung erhält folgende Fas- 
sung: 

„§ 6 

Der Bundesminister für Wirtschaft und der Bun- 
desminister des Innern können im gegenseitigen 
Einvernehmen eine Organisation der gewerb- 
lichen Wirtschaft beauftragen, unter Mitwirkung 
von Vertretern der Arbeitnehmerverbände auf 
dem Gebiete der Planung und Vorbereitung des 
Selbstschutzes in Betrieben der gewerblichen 
Wirtschaft Vorschläge zu machen, beratend mit- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 60 

u n V e r ä n d e rt 


§ 61 

Verwaltungsrechtsweg 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


Absatz 3 entfällt 


(4) Absatz 2 gilt nicht für Rechtsstreitigkeiten aus 
den §§ 42 und 48 Abs. 5. 

§ 62 

Änderung des Ersten Gesetzes über 
Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 

§ 6 des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung erhält folgende Fas- 
sung: 

.§ 6 

( 1 ) Der Bundesminister für Wirtschaft und der 
Bundesminister des Innern können im gegenseiti- 
gen Einvernehmen eine Organisation der gewerb- 
lichen Wirtschaft beauftragen, unter Mitwirkung 
von Vertretern der Arbeitnehmerverbände auf 
dem Gebiete der Planung und Vorbereitung des 
Selbstschutzes in Betrieben der gewerblichen Wirt- 
schaft Vorschläge zu machen, beratend mitzuwir- 
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zuwirken und gewerbliche Betriebe bei der 
Durchführung des Betriebsselbstschutzes beratend 
zu unterstützen." 


§ 63 

Änderung des Schwerbeschädigtengesetzes 

Das Schwerbeschädigtengesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

In § 1 Abs. 1 Buchstabe a werden am Schluß die 
Worte angefügt: 

„im Sinne des § 46 des Gesetzes über den Selbst- 
schutz der Zivilbevölkerung vom . . . oder". 

§ 64 

Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der Freiheit der Person (Arti- 
kel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes) und der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) werden nach Maßgabe dieses Geset- 
zes eingeschränkt. 

§ 65 

Berlin-Klausel 

(1) Dieses Gesetz gilt unter dem Vorbehalt der 
dem Land Berlin nach Absatz 2 erteilten Ermächti- 
gung nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten unter dem gleichen Vorbehalt im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes. 

(2) Das Land Berlin wird ermächtigt, den Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes und der 
hierzu ergehenden Rechtsverordnungen abweichend 
von den §§ 13 und 14 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes zu bestimmen. 

(3) Die finanziellen Verpflichtungen des Bundes 
gegenüber dem Land Berlin auf Grund dieses Geset- 
zes werden zu dem Zeitpunkt und in dem Umfang 
wirksam, in dem das Gesetz im Land Berlin in Kraft 
tritt. 


ß e s c h 1 ü s s e d e s 6. A ii s s c h u s s s 

ken und gewerbliche Betriebe bei der Durchfüh- 
rung des Betriebssclbstschutzes beratend zu unter- 
stützen. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft kann die 
von den Organisationen der gewerblichen Wirt- 
schaft zu diesem Zweck errichteten regionalen 
Selbstschutzberatungsstellen beauftragen, unter 
Mitwirkung von Vertretern der Arbeitnehmer- 
verbände gewerbliche Betriebe bei der Planung, 
Vorbereitung und Durchführung des Selbstschut- 
zes zu unterstützen." 

§ 63 

unverändert 


§ 64 

unverändert 


§ 65 

Berlin-Klausel 

( 1 ) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Leistungen nach dem Sechsten Abschnitt die- 
ses Gesetzes werden auch gewährt an Berechtigte, 
die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
im Land Berlin haben. Für die Versorgung der in 
Satz 1 genannten Berechtigten ist die für die Kriegs- 
opferversorgung sachlich zuständige Verwaltungs- 
behörde oder Stelle sowie das Gericht Örtlich zu- 
ständig, in deren Bezirk der letzte Wohnsitz oder 
gewöhnliche Aufenthaltsort des Selbstschutzpflichti- 
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Entwurf 


§ 66 

Stadtstaaten-Klausel 

Die Senate der Länder Berlin, Bremen und Ham- 
burg werden ermächtigt, die Vorschriften dieses Ge- 
setzes über die Zuständigkeit von Behörden dem 
besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder anzu- 
passen und insbesondere zu bestimmen, welche 
Stellen die Aufgaben der Gemeinden nach Maßgabe 
dieses Gesetzes wahrzunehmen haben. 

§ 67 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

gen oder seiner Hinterbliebenen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gelegen hat; entsprechendes gilt, 
soweit die Versorgung in der Gewährung von Lei- 
stungen der Kriegsopferfürsorge besteht. 

§ 66 

unverändert 


§ 67 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1966 in Kraft. 


Anlage 
(zu § 8) 

Aufstellung der Geräteausstattung für Gebäude 

a) Geräte zur Brandbekämpfung 
Einstellspritze 
Fangleine mit Tragebeutel 
leichter Einreißhaken 
Löschwasserbehälter 


b) Geräte zur Selbstbefreiung 
Brechstange 
Schaufel 
Handbeil 
Klapphackspaten 
Handsägen 
Spitzhacke 
Fäustel 
Steinmeißel 
Bergungstuch 
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